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Der Kommentar 

Kapazitätsbasierte Interconnection-Entgelte 
Die so genannte Flatrate für Tele-
kommunikationsdienste, insbesonde-
re im Ortsnetzbereich und für den 
Internet-Zugang, wird in letzter Zeit 
häufig gefordert. Für die, die sich mit 
dem einschlägigen Jargon nicht so 
gut auskennen: Flatrate ist ein Pau-
schaltarif für Telefongespräche oder 
sonstige TK-Dienstleistungen, der pro 
Zeiteinheit (Monat, Woche) berechnet 
wird, unabhängig vom Volumen der 
Nutzung. In den USA gibt es sie seit 
langem für Ortsgespräche, d.h. es 
gibt jenseits des Atlantik Erfahrung 
mit dieser Tarifvariante. Sie mag mit 
ursächlich dafür sein, dass in den 
USA sehr viel mehr Telefongesprä-
che geführt werden als zum Beispiel 
bei uns.  

Bevor man nun der Flatrate begeistert 
das Wort redet, ist es gut, sich über 
ein paar ihrer Eigenschaften Gedan-
ken zu machen. Flatrate heißt, wie 
bereits gesagt, dass pro Zeiteinheit 
bezahlt wird und nicht nach der Dauer 
der Nutzung. Nun ist bekannt, dass 
es in TK-Netzen Spitzenzeiten der 
Nutzung gibt, die die benötigte Kapa-
zität bestimmen. In den Nicht-
Spitzenzeiten wird demgegenüber die 
Kapazität nicht ausgeschöpft, des-
halb sind der Nutzung während dieser 
Zeit kaum (durch den Kapazitätsauf-
bau verursachte) Kosten zuzuschrei-
ben. Eine Flatrate ist dann richtig 

gesetzt, wenn alle Nutzer, die sie in 
Anspruch nehmen, mit ihr die Kosten 
der benötigten Kapazität während der 
Spitzenzeit abdecken. Wenn man 
einen Moment überlegt, wird einem 
klar, dass es am besten einem Anbie-
ter gelingen kann, eine richtige Flatra-
te zu setzen, der über eigene ent-
sprechende Netzkapazitäten verfügt. 

Damit sind wir auch schon bei einer 
Crux der Angelegenheit. Im Wesentli-
chen alle neuen Anbieter auf dem TK-
Markt verfügen über kein eigenes 
Netz im Ortsbereich und sind da auf 
die Zusammenschaltung mit dem 
ehemaligen Monopolisten angewie-
sen. Die Entgelte für diese Zusam- 
 

menschaltung sind volumenabhängig, 
während der Off-Peak-Zeit genauso 
wie zur Spitzenlastzeit, wenn auch 
dann zu einem geringeren Entgelt. 
Dies heißt, dass ein solcher Anbieter 
nicht die Möglichkeit hat, in der Kom-
bination von Entscheidungen über 
Investitionen in Kapazität und An-
strengungen, diese während der Off-
Peak-Zeiten auszulasten, eine opti-
male Flatrate zu bestimmen. Er muss 
vielmehr von den Entgelten pro Minu-
te der Zusammenschaltung während 
der Spitzenlastzeit bzw. während der 
Off-Peak-Zeit als Grundvorausset-
zung ausgehen, und diese erlauben 
ihm weniger Freiheitsgrade bei der 
Tarifgestaltung.  
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Ein Weg aus dieser Schwierigkeit 
könnte darin bestehen, es den neuen 
Anbietern zu ermöglichen, auf dem 
Wege der Anmietung sozusagen 
eigene Kapazitäten aufzubauen. Ähn-
lich wie bereits bei der Teilnehmeran-
schlussleitung würde der Netzbetrei-
ber, der Zusammenschaltung benö-
tigt, sich die Elemente des Verbin-
dungsnetzes mieten, die für die Ab-
wicklung seines Interconnection-
Verkehrs nötig wären. Er brauchte 
dann nicht mehr diese Dienstleistung 
minutenweise einzukaufen, sondern 
könnte dazu seine "eigenen" Res-
sourcen beliebig einsetzen.  

Dieser Ansatz ist bereits vor Jahren 
vom britischen Regulierer Oftel auf 
seine grundsätzliche Anwendbarkeit 
geprüft worden. (Seinerzeit geschah 
dies noch nicht mit Blick auf den 
Zugang zum Internet, es ging viel-
mehr um Interconnection im Rahmen 
des Telefondienstes. Aber man sieht, 
dass Fragen der effizienten Gestal-
tung von Interconnection-Entgelten 
schon zu einer Zeit virulent waren, 
bevor der mächtige Zug zum Internet 
diese Frage nun verstärkt aufgewor-
fen hat.) Oftel hat seinerzeit davon 
abgesehen, kapazitätsbasierte Ent-
gelte zu bestimmen, wohl in erster 
Linie deshalb, weil es befürchtete, 
dass sich die Nachteile, insbesondere 
für die neuen Wettbewerber, als be-
deutender erweisen würden als die 
Vorteile. Die Nachteile sah Oftel im 
Wesentlichen darin, dass  

•  vom Nachfrager eine große An-
zahl von Prognosen über die ent-
sprechende Nachfrage an den 
vielen verschiedenen Zugangs-
punkten ermittelt werden müsste 
– ein erhebliches praktisches 
Problem; 

•  diese Art der Entgeltfestsetzung 
einen Teil des Risikos vom Anbie-
ter von Interconnection-
Leistungen auf den Nachfrager  
 

verschiebt – ein Umstand, den 
viele, insbesondere kleinere, neue 
Wettbewerber als zu gravierend 
betrachteten; 

•  eine Tendenz zur Überschätzung 
von benötigter Kapazität bestehen 
würde, mit damit einhergehender 
volkswirtschaftlicher Ineffizienz.  

Gleichwohl hat Oftel seinerzeit in dem 
entsprechenden Consultative Docu-
ment die Sache nicht ganz aufgeben 
wollen. Es hat die interessierten Par-
teien, d.h. insbesondere die neuen 
Wettbewerber und den ehemaligen 
Monopolisten British Telecom, aufge-
fordert, kapazitätsbasierte Zusam-
menschaltungstarife versuchsweise 
einzuführen oder dazu Pilotprojekte 
durchzuführen. Auch hat es in Erwä-
gung gezogen, entsprechende Mo-
dellrechnungen durchführen zu las-
sen, mit denen die Schwierigkeiten 
eines solchen Ansatzes eruiert wer-
den könnten. Zusätzlich hat es zur 
Debatte gestellt, das gängige auf 
Minuten basierte System mit dem auf 
Basis von Kapazität zu kombinieren, 
was wahrscheinlich der vielverspre-
chendste Ansatz gewesen wäre. Ein 
solcher Ansatz setzt natürlich voraus, 
dass man die auf die verschiedene 
Art abzurechnenden Interconnection-
Verkehrsströme ohne gravierenden 
Aufwand trennen kann.  

Es ist schade, dass diese Anregun-
gen seinerzeit nicht unmittelbar weiter 
verfolgt worden sind und Oftel nicht 
zu jener Zeit weiter versucht hat, 
diese Art von Entgelten für die Zu-
sammenschaltung durchzusetzen. 
Man würde inzwischen auf sehr nütz-
liche Erfahrungen zurückgreifen kön-
nen. Mit dem Anschwellen des Inter-
net-Verkehrs, und dem Umstand, 
dass der dominante Anbieter, British 
Telecom, mit nutzungsunabhängigen 
Endkunden-Tarifen sein Internet-
Angebot attraktiver zu gestalten  
 

sucht, ist nämlich das Interesse der 
neuen Wettbewerber an einer Flatrate 
für das Internconnection ganz plötz-
lich geweckt worden. Im Mai dieses 
Jahres hat dann auch Oftel einen 
Tarif für ein solches Zusammenschal-
tungs-Angebot (Flat Rate Internet 
Acces Call Origination), das von MCI 
Worldcom beantragt worden war, 
genehmigt. Die früher ins Feld geführ-
ten Bedenken scheinen nun ihre 
Bedeutung verloren zu haben. Der 
Tarif gilt nur für die Zeit bis Ende 
Dezember 2000, in welcher Zeit Fra-
gen bezüglich der Kapazitäten geklärt 
werden sollen, die für dieses Angebot 
tatsächlich bereitgestellt werden 
müssen. Oftel will auf der Basis der 
dann vorliegenden Erkenntnisse sich 
gegebenenfalls einen neuen Tarif 
vorlegen lassen. Das auf Minuten 
basierende Entgelt für Zusammen-
schaltung zwecks normalem Telefon-
verkehr bleibt auch für MCI Worldcom 
erhalten, so dass wir es hier somit mit 
einem kombiniertes System von In-
terconnelction-Tarifen zu tun haben.  

Ich meine, dass die Überlegungen zu 
den Zusammenschaltungs-Entgelten, 
die jetzt im Zusammenhang mit dem 
Ruf nach der Flatrate für den Internet-
Zugang virulent geworden sind, es 
verdienen, auch in Deutschland auf-
gegriffen zu werden. Dabei sollte 
untersucht werden, ob kapazitätsba-
sierte Entgelte nicht nur für das dem 
Internet dienende Interconnection, 
sondern auch für die Zusammen-
schaltung für den normalen Telefon-
dienst zu besseren und effizienteren 
Lösungen führen würden. 

Werner Neu 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Ergebnisse und Perspektiven der Liberalisierung 
in Australien  

Das WIK untersucht im Auftrag der 
Regulierungsbehörde für Post und 
Telekommunikation fortwährend Libe-
ralisierungsprozesse im Tele-
kommunikationssektor verschiedener 
Länder. Hierbei steht die Liberalisie-
rung des Sprachtelefondienstes und 
der öffentlichen Telekommunikations-
netze sowie die Entwicklung des 
Mobilfunksektors im Vordergrund. Der 
vorliegende Beitrag konzentriert sich 
auf den australischen Telekommuni-
kationsmarkt und untersucht, welche 
regulatorischen Weichenstellungen in 
Australien seit der Marktöffnung vor-
genommen wurden und zu welchen 
Markt- und Wettbewerbsentwicklun-
gen diese geführt haben.  

Im ersten Teil dieses Beitrags wird 
auf einzelne regulatorische Maßnah-
men in den Marktsegmenten Festnetz 
und Mobilfunk eingegangen. Der 
zweite Teil konzentriert sich auf die 
Marktentwicklungen, die seit der 
Liberalisierung zu beobachten sind.  

Marktöffnung 

Australien öffnete den Markt für 
Sprachtelefondienst – wie Großbri-
tannien – in zwei Schritten. Im Jahr 
1991 wurde zunächst ein zweiter 
Wettbewerber lizenziert, sechs Jahre 
später wurde der Markt dem Wettbe-
werb vollkommen geöffnet.  

Bis zur Einführung von Wettbewerb 
auf dem australischen Telekommuni-
kationsmarkt im Jahre 1991 boten 
drei Unternehmen ihre Dienste in un-
terschiedlichen Bereichen an. Jedes 
der drei Unternehmen nahm in sei-
nem Segment eine Monopolstellung 
ein. Telecom Australia war monopo-
listischer Anbieter inländischer Tele-
kommunikationsdienste und –infra-
struktur. Seit 1946 bot die Overseas 
Telecommunications Commission 
(OTC) alle internationalen Dienste an. 
Aussat legte seine Hauptaktivitäten 
auf Design, Aufbau und Einführung 
des Satellitensystems. Alle drei Tele-
kommunikationsunternehmen waren 
direkt oder indirekt in staatlicher 
Hand. 

Konkrete politische Maßnahmen zur 
Einführung des Duopols waren der 
Zusammenschluss von Telecom 
Australia und OTC zu Telstra (Ende 
1991) und die Lizenzierung eines 

nationalen privaten infrastrukturba-
sierten Wettbewerbers. Telstra blieb 
zu 100% in staatlicher Hand. Zudem 
wurde der Telekommunikationssek-
tors dem Wettbewerb durch Einfüh-
rung von Resale-Möglichkeiten von 
nationalen und internationalen Tele-
kommunikationskapazitäten geöffnet.  

Cable & Wireless Optus (kurz Optus) 
bekam bei der Versteigerung des 
Unternehmens Aussat den Zuschlag 
und hatte damit die Voraussetzungen 
erfüllt, als zweiter Carrier nationale 
und internationale Telefondienste 
anzubieten. Neben dem Duopol wa-
ren einige Service Provider im Markt 
für Telekommunikationsdienste aktiv. 
Der umsatzstärkste Service Provider 
war in dieser Zeit AAPT. Service 
Provider waren zwar lizenzpflichtig, 
hatten aber kein formales Recht auf 
Zusammenschaltung.  

Organisation der Regulie-
rung seit der Marktöffnung 

Die Regulierungspolitik seit der voll-
ständigen Liberalisierung setzt in 
erster Linie auf industrielle Selbstre-
gulierung: Nur wenn sich in einzelnen 
Bereichen ein Marktversagen hin-
sichtlich telekommunikationspoliti-
scher Ziele abzeichnet, ist ein Ein-
greifen der Regulierungsbehörde vor-
gesehen. Die einzelnen regulatori-
schen Instanzen sind staatlicher oder 
privater Natur. 

Die Australian Communications 
Authority (ACA) ist verantwortlich für 
die technische Regulierung des Tele-
kommunikationsmarktes sowie für die 
Durchsetzung des Telecommunicati-
ons Act 1997 und des Radiocommu-
nications Act 1992. Die Aufgaben der 
ACA betreffen v.a. die Lizenzvergabe 
und –verwaltung, die Regulierung der 
Service Provider, die Überwachung 
des Universaldienstes sowie die 
Nummerierung.  

Die ursprüngliche wettbewerbspoliti-
sche Funktion von Austel, der zu-
ständigen Regulierungsinstanz in der 
Duopolphase, wurde auf die Australi-
an Competition and Consumer Com-
mision (ACCC) übertragen. Die 
ACCC ist für die Durchsetzung wett-
bewerblicher Angelegenheiten der 
Telekommunikationsbranche wie z.B. 
Zugangsregelungen, Regulierung in-

ternationaler Aktivitäten, Preisregulie-
rung von Telstra, Schlichtung sowie 
Deklaration von Diensten verantwort-
lich. 

Der Telecommunications Industry 
Ombudsman (TIO) ist eine Be-
schwerdestelle für private Kunden 
und kleine Unternehmen, die sich mit 
ihren Beschwerden nicht direkt an die 
TK-Unternehmen wenden können. 
Der TIO stellt ein Forum bereit, wo 
Beschwerden fair, schnell und ohne 
Verwaltungskosten bearbeitet wer-
den.  

Das Australian Communications 
Industry Forum (ACIF) wurde ge-
gründet, um technische und operative 
Regelungen, die sowohl die langfristi-
gen Interessen der Endkunden als 
auch die Effizienz und internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Australi-
schen Kommunikationsindustrie si-
cherstellen, zu entwickeln und zu 
verwalten. "Industry Codes" wurden 
von Unternehmens- und Konsumen-
tengruppen innerhalb des ACIF ent-
wickelt und bei der Australian Com-
munications Authority (ACA) zur 
Anerkennung eingereicht.  

Das Telecommunications Access 
Forum (TAF) wurde vom ACCC er-
nannt, um zwei Funktionen zu erfül-
len: Erstens soll das TAF Empfehlun-
gen geben, welche Dienste auf Nach-
frage anderer Carrier oder Service 
Provider bereitzustellen sind. Zwei-
tens sollen sie vorschlagen, zu wel-
chen Bedingungen bzw. Preisen 
Zugang zu diesen Diensten gewährt 
werden sollte. Dieser sog. "draft ac-
cess code" bedarf der Zustimmung 
der ACCC. Jedem Carrier und Carri-
age Service Provider steht die Mit-
gliedschaft im TAF offen.  

Lizenzierung 

Durch die Verabschiedung des Tele-
communications Act 1997 wurde im 
Vergleich zu dem vorherigen Geset-
zesrahmen ein erheblicher Liberali-
sierungsschritt erreicht. Carrier Lizen-
zen werden seitdem nur noch von 
Anbietern benötigt, die eine bestimm-
te Infrastruktur nutzen wollen, um 
Dienste für die Öffentlichkeit anzubie-
ten.  

Besitzen Unternehmen spezifische 
Anlagen (sog. Network Units), die zur 
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Erbringung von Telekommunikations-
dienstleistungen für die Öffentlichkeit 
eingesetzt werden, bedürfen sie einer 
Carrier Lizenz. Service Provider da-
gegen bieten der Öffentlichkeit Tele-
kommunikationsdienste an, entweder 
durch Nutzung der Network Units von 
Carriern oder durch Satellit bei der 
Übertragung zwischen Australien und 
anderen Staaten oder durch interna-
tionale Kabelinfrastruktur. Sie oblie-
gen den Service Provider Rules und 
benötigen keine Carrier Lizenz. Carri-
age Service Provider sind Service 
Provider, die Übertragungsdienste 
anbieten. Content Service Provider 
bieten Inhalte an.  

Eine Lizenz ist für jede Art von Net-
work Units erforderlich, unabhängig 
davon, ob diese für fixe, mobile, Breit-
band- oder andere Dienste eingesetzt 
wird. Es handelt sich um einen ein-
heitlichen Lizenztyp, der nicht weiter 
nach Art des Netzes differenziert. Die 
Lizenz enthält eine Reihe von Bedin-
gungen wie die Verpflichtung, zur 
Deckung der Universaldienstlast bei-
zutragen, bestimmte Industrieentwick-
lungspläne einzuhalten und die An-
forderungen des Netzzugangsre-
gimes zu erfüllen. 

Carrier Selection und Num-
mernportabilität 
Die ACA kann Carrier und Carriage 
Service Provider auf Preselection 
verpflichten. Preselection wird inzwi-
schen in den meisten Regionen Aust-
raliens für Fern- und internationale 
Gespräche angeboten. Kunden der 
Carrier und Carriage Service Provider 
können hinsichtlich ihres bevorzugten 
Anbieters eine Vorauswahl treffen 
und die dementsprechend vorge-
nommene Voreinstellung von Zeit zu 
Zeit ändern. Die Voreinstellung kann 
auch fallweise mit einer speziellen 
vierstelligen Kennziffer überschrieben 
werden (Call by Call). In den Regio-
nen, in denen Preselection nicht 
angeboten wird, können Call-by-Call-
Gespräche geführt werden durch 
Vorwahl der Verbindungskennzahl 
des Ferngesprächs-Carriers. 

Seit dem 1.5.1998 besteht für Kun-
den bei einem Wechsel des Anbieters 
von lokalen Telekommunikations-
diensten die Möglichkeit, die Ruf-
nummer zu behalten. Nach dieser 
Regelung war jedoch der neue Carri-
age Service Provider nicht verpflich-
tet, seine Dienste mit den gleichen 
nummernbezogenen Qualitätsmerk-
malen (z.B. Blockierung der Identität 
des Anrufers) wie der ursprüngliche 
Netzbetreiber anzubieten (begrenzte 
lokale Nummernportabilität). Seit dem 
1.1.2000 müssen Carriage Service 

Provider, die lokale Dienste anbieten, 
unbegrenzte lokale Nummernportabi-
lität anbieten.  

Zusammenschaltung und 
Netzzugang 

Das Netzzugangsregime 
Seit der Marktöffnung 1997 hat jeder 
Wettbewerber (auch nicht-lizenz-
pflichtige Carriage Service Provider) 
die Möglichkeit, das Netzwerk ande-
rer Carrier in Anspruch zu nehmen. 
Es ist Aufgabe der ACCC, diejenigen 
Zusammenschaltungsleistungen, die 
auf Nachfrage bereitzustellen sind, im 
einzelnen zu "deklarieren". Erst durch 
eine solche Deklarierung werden 
Carrier verpflichtet, den betreffenden 
Dienst auf Nachfrage allen anzubie-
ten. 

Die ACCC kann zwei Wege beschrei-
ten, um Leistungen zu deklarieren. 
Sie kann erstens einen Dienst auf 
Empfehlung des TAF deklarieren. 
Zweitens kann sie eine öffentliche 
Anhörung durchführen, und ggf. als 
Ergebnis der Anhörung feststellen, 
dass eine Deklarierung im langfristi-
gen Interesse der Endkunden ist.  

Zusammenschaltungsangebot 
Australien ist für Interconnectionzwe-
cke in 66 sogenannte Call Collection 
Areas (CCAs) eingeteilt. Diese Gebie-
te können sehr groß sein, und um 
Verkehr innerhalb eines solchen Ge-
bietes abzuwickeln, werden nicht sel-
ten mehrere Vermittlungseinrichtun-
gen in Anspruch genommen. Die 
CCAs sind wiederum in lokale Tarif-
gebiete unterteilt (Local Charging 
Areas). Bei der lokalen Zusammen-
schaltung liegt der Zusammenschal-
tungspunkt im gleichen lokalen Tarif-
gebiet wie der Teilnehmeranschluss, 
von dem das Gespräch generiert 
bzw. zu dem das Gespräch terminiert 
wird. Wenn der Zusammenschal-
tungspunkt in einem anderen lokalen 
Tarifgebiet liegt, aber noch innerhalb 
derselben CCA, wird zusätzlich eine 
Transitleistung erforderlich. Bei einer 
landesweiten Zuführung oder Termi-
nierung liegen Teilnehmeranschluss 
und Zusammenschaltungspunkt in 
verschiedenen CCAs. 

Nach dem Telecommunications Act 
1997 gelten Zuführungs- und Termi-
nierungsleistungen innerhalb einer 
Call Collection Area sowie der Transit 
zwischen verschiedenen CCAs mit 
Ausnahme der Routen zwischen den 
größten australischen Städten Bris-
bane, Sidney, Canberra, Melbourne, 
Adelaide und Perth als deklariert. 
Telstra (wie auch Optus) ist somit zu 
einer landesweiten Zuführung oder 

Terminierung nicht verpflichtet, wenn 
die Gespräche über eine Fernverbin-
dung zwischen Brisbane, Sidney, 
Canberra, Melbourne, Adelaide und 
Perth geroutet werden. Um Zuführung 
und Terminierung zwischen diesen 
Städten zu gewährleisten, muss ein 
Carrier mindestens einen Zusam-
menschaltungspunkt in der entspre-
chenden CCA einrichten.  

Der australische Regulierungsrahmen 
für Zusammenschaltung legt auf 
Markt- und Selbstregulierungsprozes-
se ein größeres Gewicht als dies in 
der Europäischen Union bisher der 
Fall ist. Das australische Netzzu-
gangsregime sieht hinsichtlich der 
Zugangsbedingungen und -preise zu 
den deklarierten Diensten die folgen-
den Regelungen vor: 

Das Schwergewicht liegt auch bei 
deklarierten Diensten auf kommerziell 
verhandelten und vereinbarten Be-
dingungen. Darüber hinaus kommt 
Selbstregulierungsmechanismen eine 
große Bedeutung zu. Das TAF hat die 
Aufgabe, einen Code of Access mit 
Standardvertragsbedingungen zu 
entwerfen, denen die Betreiber auf 
freiwilliger Basis folgen können. Die 
Anbieter von Zusammenschaltungs-
leistungen können eine Selbstbin-
dung eingehen und im Rahmen eines 
"Access Undertakings"1 diesen Ac-
cess Code übernehmen; man spricht 
dann von einem Code Undertaking. 
Alternativ können die Unternehmen 
auch ein individuelles Undertaking 
der ACCC zur Prüfung vorlegen. Ein 
solches Undertaking kann bis zu 3 
Jahre gelten. Falls kommerzielle Ver-
handlungen nicht zu einem Ergebnis 
führen, kann ein Verhandlungspartner 
die ACCC als Schlichter anrufen. 

Kundenzugang auf der Teilneh-
meranschlussebene 
Am 19.3.1998 diskutierte die ACCC in 
einer öffentlichen Anhörung, ob und 
wenn ja welche lokalen Telekommu-
nikationsdienstleistungen deklariert 
werden sollen. Die öffentliche Unter-
suchung führte zur Deklaration des 
entbündelten Netzzugangs, lokaler 
PSTN Zuführungs- und Terminie-
rungsdienste sowie der lokalen Über-
tragung, d.h. dem Angebot von Tele-
fongesprächen zwischen zwei Punk-
ten innerhalb eines lokalen Tarifge-
bietes. 

Universaldienste  
Bereits im Telecommunications Act 
1989 wurde festgelegt, dass der 
Sprachtelefondienst (Standard Te-
lephone Service) allen Bürgern flä-
chendeckend, zu erschwinglichen 
und gleichen Konditionen zugänglich 
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sein müsse. Der Begriff "Universal-
dienst" wurde für diese Verpflichtung 
allerdings erst im Telecommunicati-
ons Act 1991 eingeführt. Der Univer-
saldienst umfasst die Leistungen 
Standard-Telefondienst, öffentliche 
Telefonstellen und "Prescribed carri-
age service", die von der Regierung 
näher zu spezifizieren sind.  

Für den Standard-Telefondienst wur-
den weitere Qualitäts- und Leis-
tungsmerkmale (z.B. Rufnummern-
auskunft, Einzelabrechnung, kosten-
loser Notruf, eine Flatrate für lokale 
Gespräche, Preselection, Beschwer-
demöglichkeiten etc.) definiert. Die 
Verpflichtung zur Bereitstellung von 
"Prescribed carriage services" ermög-
licht der Regierung die Erweiterung 
der Universaldiensverpflichtung auf 
die Bereitstellung digitaler Datenüber-
tragung.  

Die politischen Prinzipien, die hinter 
diesem Gesetz stehen, sind die effi-
ziente Bereitstellung von Universal-
diensten, die flächendeckende Ver-
sorgung und die Erschwinglichkeit für 
den Endkunden. Sie wurden wie folgt 
umgesetzt: 

Universaldiensteanbieter und be-
teiligte Carrier 
Der zuständige Minister ernannte 
Telstra zum Nationalen Universal 
Service Provider. Telstra muss seit-
dem Standard Telefondienste von 64 
Kbit anbieten und öffentliche Telefon-
stellen bereitstellen. Seit 1998 ist eine 
von der Höhe der Einnahmen abhän-
gige Beteiligung der Wettbewerber an 
den Universaldienstkosten durch das 
Telekommunikationsgesetz vorge-
schrieben. Jedes Unternehmen, das 
als Carrier auf dem Telekommunika-
tionsmarkt agiert, ist zur Beteiligung 
an der Finanzierung der Universal-
dienste verpflichtet. Auch Mobilfunk-
anbieter müssen sich demnach an 
den Kosten für Universaldienste – 
abhängig von deren Umsatz – beteili-
gen.  

Der Minister kann veranlassen, dass 
die Gebühren für spezifische Univer-
saldienste einer Preiskontrolle unter-
worfen werden (z.B. Festlegung von 
Price Caps). Derartige Preiskontrollen 
werden von der ACCC angeordnet 
und kontrolliert.  

Regulierung der Endkunden-
tarife 
Es besteht die Pflicht, untimed local 
calls anzubieten, was bedeutet, dass 
lokale Gespräche nicht minutenweise 
abgerechnet werden dürfen.  

Die Preisregulierung, die der Telstra 
auferlegt wurde, wurde am 1.7.1999 
neu geregelt. Bis zum 30.6.1999 
wurden Einzelpreisregulierungen auf 
die Bereitstellung von Verbindungen, 
Mietleitungen sowie Orts- und 
internationalen Gesprächen 
angewandt. Die neuen 
Preiskontrollen, die seit dem 1.7.1999 
angewandt werden, ersetzen die 
Preisobergrenze für Mietleitungen 
durch ein Price Cap auf einen Korb 
von Ortsgesprächen und 
Mietleitungen für Privat- und Ge-
schäftskunden. Dadurch bekommt 
Telstra mehr Möglichkeiten, die Prei-
se für Mietleitungen zu erhöhen und 
dafür Preise für Ortsgespräche zu 
reduzieren. Dieses Rebalancing er-
höht die Erlöse der Telstra, da die 
Nachfrage nach Mietleitungen unelas-
tischer ist als die Nachfrage nach 
Ortsgesprächen. Die Preiskontrollen 
gelten zunächst bis zum 30.6.2001.   

Regulierungsrahmen: Mobil-
funkbereich 
Prinzipiell herrscht freier Markteintritt 
in den Mobilfunkmarkt, wobei die 
Voraussetzung im Erwerb eines Fre-
quenzspektrums besteht. Drei Car-
rier, Telstra, C&W Optus und Vodafo-
ne unterhalten ein GSM 900 Netz-
werk. Der dritte Carrier, ursprünglich 
Arena und später Vodafone erhielt 
1992 eine Lizenz als öffentlicher 
Mobilfunkanbieter. Telstra verfügte 
zusätzlich über ein analoges AMPS 
Netzwerk, wofür Optus, nicht aber 
Vodafone ein Reseller war.  

Ende des Jahres 1997 wurden in 
einer von der ACA durchgeführten 
Auktion Frequenzen im 1,8 GHz 
Spektrum versteigert. Es wurden 230 
LOTs versteigert. Als LOTs bezeich-
net man Teile des Spektrums, die ein 
spezielles Gebiet abdecken (hier: 
Aufteilung in 21 geographische Regi-
onen). Insgesamt wurde ein Aukti-
onserlös in Höhe von 350 Millionen 
Dollar erzielt.  

Marktentwicklung 
Unter dem bis Juni 1997 herrschen-
den Duopol-System ist die Entwick-
lung der Service Provider als nicht 
zufriedenstellend angesehen worden. 
Nur Telstra und der neue Wettbewer-
ber Optus konnten Übertragungswe-
ge (sowohl im Festnetz wie über 
Satellit) betreiben. Sie zeigten sich 
nicht bereit, Service Providern günsti-
ge Angebote zu unterbreiten, die 
diesen erlaubt hätten, ihre eigenen 
Dienstleistungsangebote zu entwi-
ckeln. Obwohl Service Provider In-

vestitionen sowohl in Übertragungs-
wege (auch Mietleitungen) als auch in 
Vermittlungseinrichtungen vorgenom-
men hatten, hatten sie keine Gele-
genheit, sich zu etablieren.  

Die seit 1997 in Australien geltende 
Gesetzgebung zeigte einen Wandel 
des Leitbildes vom Infrastruktur- zum 
Dienstewettbewerb an. Darin zielten 
die Zusammenschaltungsregelungen 
darauf, Wettbewerbern, insbesondere 
auch Service Providern, den Zugang 
zu den Essential Facilities und den 
Netzressourcen zu ermöglichen und 
somit die Einführung und Durchset-
zung von Wettbewerb zu fördern. 
Zudem ist es leichter, sich als Service 
Provider zu etablieren, da es keiner 
Lizenz mehr bedarf. Gleichwohl be-
steht unter Beobachtern die Ein-
schätzung, dass die ACCC weiterhin 
infrastrukturbasierten Wettbewerb 
vorzieht und im Zweifel entsprechen-
de Entscheidungen treffen wird. 

Viele der Unternehmen, die unter 
dem Duopol-Regime als Service 
Provider begannen, haben seit dem 
1.7.97 die Möglichkeit wahrgenom-
men, Netzbetreiber zu werden. Es 
gibt gegenwärtig 24 solcher neuen 
Netzbetreiber mit zum Teil erhebli-
chen Investitionen. Die meisten von 
ihnen investieren in Vermittlungsstel-
len mit intelligenten Netzfunktionen 
und in Glasfaserringe in den Ge-
schäftsbereichen großer Städte.  

Telstra ist nach wie vor der dominan-
te Carrier im nationalen Fernver-
kehrs- und internationalen Bereich. 
Sein Marktanteil - gemessen als An-
teil am Marktvolumen - betrug 1997 
76,2%, während Optus 21,6% auf 
sich vereinigte. Andere Carrier wie 
AAPT und Primus kamen auf einen 
Anteil von insgesamt 2,2%. 1998 
betrug der Marktanteil von Telstra 
74,7%. Nach Schätzungen von Ex-
perten wird dieser Anteil in den kom-
menden Jahren leicht sinken.  

Die Dominanz des Incumbents 
Telstra zeigt sich vor allem noch im 
Markt für lokale Gespräche. Aller-
dings wird erwartet, dass die Einfüh-
rung des entbündelten Teilnehmer-
anschlusses im August 2000 zu 
wachsendem Wettbewerb führen 
wird. 

Ulrike Schimmel 

                                                           
1 In einem Access Undertaking verpflichtet 

sich ein Unternehmen, einen deklarierten 
Dienst zu bestimmten Bedingungen bereit-
zustellen. 
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WIK stellt neue Studie zu Position und Chancen 
der deutschen Kryptoindustrie1 vor 

Ökonomische Transaktionen basieren 
zunehmend auf der elektronischen 
Übertragung von Information und 
Kommunikation. Die Funktionsfähig-
keit der informationstechnischen Sys-
teme, die Nachweisbarkeit und Un-
verfälschtheit von Kommunikations-
prozessen sowie die Vertraulichkeit 
von Daten bilden eine vitale Voraus-
setzung für die erfolgreiche Organisa-
tion von Produktionsprozessen, für 
das Erbringen von Dienstleistungen 
sowie für elektronische Märkte. Alle 
Nutzer, die sich in die Online-Welt 
begeben, wollen zuverlässig beant-
wortet wissen, ob ihre Geschäftsun-
terlagen unbeobachtet übertragen 
werden können, ob diejenigen, die 
ihnen im Netz begegnen, tatsächlich 
diejenigen sind, die sie zu sein vor-
geben, ob Bestellungen oder Aufträ-
ge unververfälscht den Adressaten 
erreichen, ob sie darauf vertrauen 
können, dass kein Unbefugter ihre 
Daten ausspäht, sie verändert oder 
gegen ihren Willen weiterverwendet 
oder ob ihr Handeln, sofern sie das 
wollen, anonym bleiben kann. Der 
Implementation einer Sicherungsinf-
rastruktur sowie der Entwicklung und 
Anwendung starker Verschlüsse-
lungsprodukte kommt daher oberste 
Priorität zu.  

Um die Position und die Chancen der 
Anbieter von Sicherheitsprodukten zu 
bestimmen, hat das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technologie 
1999 das WIK beauftragt, eine Unter-
suchung zur Situation und zu den 
Perspektiven der deutschen Krypto-
wirtschaft durchzuführen. Im Kern der 
Untersuchung standen Fragen nach 
der Rolle und Bedeutung deutscher 
Hersteller von Kryptoware, nach der 
Ausrichtung und Qualität ihrer Pro-
dukte, nach den Wettbewerbsbedin-
gungen und Marktanteilen, nach den 
zukünftigen Entwicklungsperspekti-
ven sowie nach den politischen Mög-
lichkeiten, innovative Ansätze zu un-
terstützen. Auch wurden die Zusam-
menhänge zwischen Informationssi-
cherheit und gesamtwirtschaftlicher 
Entwicklung beleuchtet und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten in wirtschaft-
licher und technischer Hinsicht unter-
sucht. Das WIK hat dazu eine reprä-
sentative empirische Erhebung bei 
den Unternehmen durchgeführt und 
zu den technischen Fragen einen 
Unterauftrag an das Institut für Siche-
re Telekooperation (SIT) der GMD 
vergeben. 

Hohe gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung  
Die wirtschaftliche Bedeutung der 
deutschen Kryptoindustrie ist be-
trächtlich. Sie besteht zum einen im 
direkten Beitrag der Anbieter zur 
gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung. Prognosen gehen von jährli-
chen Wachstumsraten von 30% in 
Deutschland aus, noch optimistische-
re Schätzungen sprechen von einer 
Verdoppelung. Das Weltmarktpoten-
zial für Kryptoware erreicht in den 
nächsten Jahren ein Niveau von über 
44 Mrd. US $. Zum anderen gibt es 
bedeutsame indirekte Wohlfahrts-
effekte. Sie resultieren aus dem 
Schutz der Informationsressourcen 
von Unternehmen und staatlichen 
Institutionen sowie aus der Generie-
rung von Vertrauen in die Sicherheit 
elektronischer Transaktionen. In ei-
nem Hochtechnologieland wie der 
Bundesrepublik gehören Information 
und Wissen zu den wertvollsten Pro-
duktionsfaktoren. Deshalb wird IT-
Sicherheit zum Standortfaktor.  

Der freien Verfügbarkeit von starken 
Kryptoprodukten kommt eine "E-
nabler-Funktion" für die Entfaltung 
der digitalen Ökonomie zu. Die prog-
nostizierte Verdreifachung des Um-
satzes bis zum Jahr 2001 für den E-
Commerce in Deutschland wird sich 
nur realisieren lassen, wenn eine 
wettbewerbsfähige inländische Kryp-
toindustrie den Zugang zu den rele-
vanten Basistechnologien garantiert. 
Die wirtschaftliche Notwendigkeit 
einer eigenständigen deutschen 
Kryptoindustrie resultiert dabei aus 
den speziellen nationalstaatlichen 
Sicherheitserfordernissen und der 
Vertrauenslücke gegenüber ausländi-
schen Produkten. 

Erfolgreiche Kryptopolitik in 
Deutschland 
Mit ihren "Eckpunkten der deutschen 
Kryptopolitik" hat die Bundesregie-
rung 1999 ihre liberale Haltung zur 
Anwendung von Kryptografie bekräf-
tigt. Es ist vorgesehen, die Verbrei-
tung sicherer Verschlüsselungsver-
fahren aktiv zu unterstützen. Konkrete 
Schritte wurden mit der Beschleuni-
gung der Exportverfahren für Mas-
senmarktgüter eingeleitet. Mit dieser 
Politik steht die Bundesrepublik welt-
weit an der Spitze der Öffnung der 
Kryptomärkte. Auch auf Ebene der 

EU sowie in den einzelnen Mitglieds-
ländern zeichnet sich ein Trend zur 
Marktöffnung in Bezug auf die Export-
regelungen ab. Dennoch haben man-
che Länder Key Recovery-Konzepte 
noch nicht gänzlich fallengelassen. 
Die Studie empfiehlt, diese Entwick-
lungstendenzen sorgfältig zu beo-
bachten.  

Trends der US-Kryptopolitik 
In der US-amerikanischen Kryptopoli-
tik zeichnen sich in jüngster Zeit kon-
krete Liberalisierungsschritte ab. Sie 
sollen u.a. dazu beitragen, die bisher 
bestehenden Wettbewerbsnachteile 
für US-Unternehmen in Bezug auf 
den Export zu beseitigen. Inwieweit 
die neueste Regelung (CESA), die zu 
Anfang des Jahres 2000 verabschie-
det worden ist, tatsächliche Exporter-
leichterungen bringt oder ob bisherige 
Einschränkungen nur durch einen 
höheren bürokratischen Aufwand 
ersetzt werden, bleibt abzuwarten. 

Experten gehen davon aus, dass die 
Kryptodebatte in den USA so lange 
fortgesetzt wird, bis die letzten Re-
striktionen aufgehoben sind. Als Fol-
ge davon wird in den nächsten Jah-
ren mit einer erheblichen Verschär-
fung der Wettbewerbssituation auf 
den Weltkryptomärkten zu rechnen 
sein. Bisher profitierten nationale 
Kryptoindustrien von den Exportbe-
schränkungen der USA. Für die im 
internationalen Vergleich quantitativ 
und qualitativ dominierende US-
Kryptowirtschaft stellte diese Rege-
lung bisher ein erhebliches Hemmnis 
dar. Der aus dem Vertrauensvor-
sprung resultierende Marktvorteil 
deutscher Produkte ("Buy German") 
könnte also künftig erheblich relati-
viert werden. Des weiteren ist damit 
zu rechnen, dass US-amerikanische 
Anbieter sich durch Übernahmen na-
tionaler Unternehmen Zutritt zu den 
relevanten Auslandsmärkten ver-
schaffen.  

Eckpunkte der deutschen 
Kryptoindustrie 
Der Markt für Kryptoware ist ein äu-
ßerst dynamischer Wachstumsmarkt, 
der in den nächsten Jahren große 
Chancen für deutsche Unternehmen 
bietet:  

•  Der Markt für Kryptoware gehört 
weltweit zu den innovativsten und 
vielversprechendsten der IT-
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Industrie. Vor allem das zuneh-
mende Sicherheitsbewusstsein 
bei der Nutzung offener Daten-
netze lässt eine erhebliche Nach-
fragesteigerung erwarten. Pro-
duktsparten wie Public Key In-
frastructure (PKI), Verschlüsse-
lung und Authentifikation sowie 
die damit verbundenen Dienstleis-
tungen entwickeln sich besonders 
dynamisch.  

•  Aufgrund der liberalen Rahmen-
bedingungen wird deutscher Kryp-
toware auch im Ausland ein ho-
hes Maß an Vertrauen entgegen-
gebracht. Die Geschäftserwartun-
gen bei den deutschen Anbietern 
sind durchgehend positiv. Sie ge-
hen von einer Umsatzentwicklung 
aus, die weit über den Wachs-
tumsraten des Weltmarktes liegt. 
Die Exportquote beträgt über 
50%. Als wichtigste Exportländer 
gelten GB, USA, Skandinavien, 
Frankreich sowie weitere EU-
Länder. 

•  Zu den wichtigsten Akteuren im 
deutschen Kryptomarkt gehören 
21 deutsche Unternehmen, dane-
ben existieren noch 40-50 weitere 
inländische Anbieter mit geringe-
rer Bedeutung sowie 14 wichtige 
Anbieter mit ausländischer Betei-
ligung. Der Marktanteil deutscher 
Unternehmen im Inland beträgt 
etwa 50%. Amerikanische Pro-
dukte kommen demgegenüber - 
trotz der US-Dominanz auf den 
Softwaremärkten - auf lediglich 
20-25%. Das nationale Marktvo-
lumen wird derzeit auf ungefähr 
600 Mio. DM geschätzt.  

•  Die deutschen Hersteller bieten 
über 100 verschiedene Produkte 
an. Die Produktpalette deckt alle 
entscheidenden Bereiche der 
Kryptoware und der IT-Sicherheit 
ab. Daneben werden meist um-
fassende Serviceleistungen er-
bracht. Hierzu gehören Sicher-
heitsanalysen, Erarbeitung von 
Security Policies, Prüfung, War-
tung und eine Hotline-Beratung. 
Deutsche Unternehmen besitzen 
im Bereich der Hochsicherheits-
technologien entscheidende kom-
parative Vorteile. Massenmarktgü-
ter spielen eine untergeordnete 
Rolle. Künftige geplante Ange-
botsschwerpunkte beinhalten E-
Commerce-Lösungen aller Art, di-
gitale/elektronische Signaturen, 
PKI, Verschlüsselung der Mobil-
kommunikation sowie die Internet-
Sicherheit.  

•  Open-Source-Produkte gelten als 
besonders vertrauenswürdig, da 
sie die Option bieten, die Sicher-
heitsfunktionen wirksamen Prüf-

prozessen zu unterwerfen. Die Of-
fenlegung der Sourcecodes bildet 
ein wichtiges Verkaufsargument 
und wird zunehmend als eine 
Möglichkeit der Vertrauensgene-
rierung angesehen. Das BMWi 
unterstützt mit der Förderung von 
GnuPG die Entwicklung eines 
leistungsfähigen Kryptopro-
gramms. Auf diese Weise können 
Erfahrungen gesammelt werden, 
ob und wie sich Open Source-
Produkte im Wettbewerb mit prop-
rietären Systemen behaupten. 

•  Fast die Hälfte der deutschen 
Kryptounternehmen wurde in den 
letzten fünf Jahren gegründet. Der 
Zusammenhang zwischen der 
Entstehung des Internet und der 
Gründung von Sicherheitsunter-
nehmen zeigt, dass die deutsche 
Wirtschaft in der Lage ist, rasch 
auf die Anforderungen der Märkte 
zu reagieren. Die Gesamtzahl der 
Beschäftigten liegt bei 2.000 bis 
3.000 Mitarbeitern. Hinzu kom-
men etwa 400 bis 500 Sicher-
heitsexperten, die für Beratungs-
unternehmen tätig sind. Insge-
samt ist die Kryptobranche stark 
mittelständisch geprägt. Es be-
steht ein Trend zur Konzentration, 
der jedoch in Hinblick auf die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Unternehmen von 
Experten als Konsolidierungspro-
zess beurteilt wird. Weniger posi-
tiv ist zu bewerten, dass KMU von 
Übernahmen aus dem Ausland 
bedroht sind und dadurch die na-
tionale Kryptowirtschaft, deren E-
xistenz für den Geheimschutz un-
verzichtbar ist, geschwächt wird. 

•  Kryptoware bildet nur einen gerin-
gen Anteil unter den zertifizierten 
IT-Sicherheitsprodukten. Häufig 
wird der Zertifizierungsprozess als 
zu zeit- und kostenintensiv bewer-
tet. Marktführende Unternehmen 
nutzen die Möglichkeit der Zertifi-
zierung aber dennoch konsequent 
als Qualitätsnachweis und mehr-
heitlich wird die Zertifizierung als 
wichtig für den Markterfolg von 
Produkten bewertet.  

•  Deutschland gilt bei den Unter-
nehmen als einer der vorteilhaf-
testen Standorte in Bezug auf die 
Erfordernisse der Kryptoindustrie. 
Dennoch werden manche Rah-
menbedingungen als hemmend 
für das weitere Wachstum ange-
sehen. Dazu gehört in erster Linie 
der Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften aus dem informati-
onstechnisch-ingenieurswissen-
schaftlichen Bereich. Als mindes-
tens ebenso bedeutend wird das 
wenig ausgeprägte Sicherheits-

bewusstsein sowohl bei geschäft-
lichen als auch bei privaten Nut-
zern beurteilt. Hier sehen die Un-
ternehmen noch erheblichen Auf-
klärungsbedarf. Vor allem wird 
bemängelt, dass Sicherheitsfra-
gen noch weitgehend auf der DV-
Ebene und nicht in den "Chefeta-
gen" angesiedelt sind. 

•  Notwendige staatliche Förder-
maßnahmen umfassen aus Sicht 
der Unternehmen zuvorderst die 
Beibehaltung einer anwendungs-
offenen Politik. Daneben wird die 
Vermittlung von Risikokapital im-
mer als ein Engpass wahrge-
nommen. Die Intensivierung der 
Forschung und die Förderung von 
Kooperationen zwischen Industrie 
und Hochschulen wird als zentral 
erachtet. Ebenfalls beurteilen die 
Akteure die Nachfrage der öffent-
lichen Hand nach Kryptoware als 
besonders bedeutsam für die wei-
tere Marktentwicklung. Eine aktive 
Standardisierungspolitik und die 
Senkung von Patentgebühren im 
europäischen Rahmen sind aus 
Sicht der Unternehmen wichtige 
Ansätze einer aktiven Kryptopoli-
tik. Handlungsanforderungen an 
die Politik sehen Unternehmen 
ferner im Abbau der US-
Reexportrestriktionen. 

Forschung und Entwicklung 
Unternehmenseigene Forschungs- 
und Entwicklungsanstrengungen so-
wie intensive Kooperationsbeziehun-
gen mit den Hochschulen gelten als 
eine besonders wichtige Vorausset-
zung, innovative und wettbewerbsfä-
hige Kryptoprodukte anzubieten. 
Darüber hinaus wurden durch die 
Erhebung folgende Aspekte deutlich: 

•  Eine strategische Relevanz von 
Patenten wird von den deutschen 
Unternehmen nur zum Teil gese-
hen. Im Bereich der Kryptoalgo-
rithmen überwiegen US-amerika-
nische Entwicklungen. Zeit- und 
Kostenaspekte gelten vor allem 
auf europäischer Ebene als 
Hemmfaktoren für die Anmeldung 
von Patenten.  

•  Deutsche Unternehmen zählen 
eher zu den Lizenznehmern als 
den Lizenzgebern. Die Verfügbar-
keit von Kryptoalgorithmen wird 
nicht als Engpass wahrgenom-
men. Die Lizenzgebühren werden 
in der Regel nicht als zu hoch 
eingeschätzt.  

•  Der deutsche Einfluss auf Stan-
dardisierungsprozesse im interna-
tionalen Kontext wird als zu gering 
bewertet. Hier ist nach Ansicht der 
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Unternehmen ein höherer Mit-
teleinsatz erforderlich, um ein 
stärkeres Engagement in den re-
levanten Gremien zu fördern. 
Standardisierungsprozesse im 
Kontext der Internetgestaltung 
haben nach Meinung von Exper-
ten gegenwärtig und künftig das 
größte Gewicht. Daneben erwar-
tet man von den US-Standards, 
insbesondere auch von AES, ei-
nen großen Einfluss auf den Ge-
samtmarkt. Proprietäre Lösungen 
spielen bei deutschen Unterneh-
men nach wie vor eine große Rol-
le. Sie werden in rund 30% der 
Produkte eingesetzt.  

•  Die Anzahl der im FuE-Bereich 
beschäftigten Mitarbeiter liegt der-
zeit schätzungsweise bei etwa 
1.000 Personen. Die Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung 

belaufen sich auf etwa 60 Mio. 
DM für das Jahr 1998.  

•  "Wissen" ist für die Kryptoin-
dustrie die wichtigste Ressource. 
Die Hälfte der Unternehmen un-
terhält intensive Kooperationsbe-
ziehungen zu Hochschulen und 
Forschungsinstitutionen. Die 
Mehrheit der Unternehmen 
wünscht sich eine Intensivierung 
dieser Kontakte sowie eine stär-
kere Förderung der Grundlagen-
forschung in öffentlichen Einrich-
tungen.  

•  Das Thema "IT-Sicherheit" und 
vor allem auch das Thema Kryp-
tografie haben in den letzten 12 
Monaten in der Forschungsland-
schaft erheblich an Bedeutung ge-
wonnen. Deutschland verfügt über 
eine Vielzahl von Projekten und 
Initiativen sowie eine bedeutende 

Anzahl von Kongressen, Messen 
und Fachzeitschriften. Generell 
sind die FuE-Aktivitäten stark an-
wendungsorientiert. Die For-
schungsbereiche umfassen 
schwerpunktmäßig E-Commerce, 
elektronische Zahlungssysteme, 
PKI und Virtuelle Private Netz-
werke sowie die Anwendung von 
digitalen Signaturen in der öffent-
lichen Verwaltung. 

Franz Büllingen, Annette Hillebrand,  

Peter Stamm 

                                                           
1 F. Büllingen / A. Hillebrand / P. Stamm 

(2000), Positionen und Chancen der deut-
schen IT-Sicherheitsindustrie. In Zusam-
menarbeit mit W. Schneider / A. Berger 
(GMD), Bad Honnef. Die Studie ist gegen 
einen Kostenbeitrag von 50,-DM beim WIK 
erhältlich. 

 

Der Stand der Einführung des digitalen Rund-
funks in ausgewählten Ländern 

Die Einführung des digitalen 
Fernsehens 
Die Rundfunkübertragung kann über 
verschiedene Verteilungswege erfol-
gen. Dazu gehören terrestrische Sen-
denetzwerke, das Kabelfernsehnetz 
und die Satellitübertragung. Der Ü-
bergang vom analogen zum digitalen 
Fernsehen ist für alle drei Übertra-
gungssysteme absehbar und teilwei-
se schon vollzogen, da der digitale 
Rundfunk gegenüber dem analogen 
Rundfunk eine Reihe von Vorteilen 
bietet: 

- Eine effizientere Frequenznutzung 

- Eine größere Programmvielfalt 

- Die Möglichkeit, mehr regionale 
und lokale Programme anzubieten 

- Die Möglichkeit, Daten- und Multi-
mediadienste anzubieten 

- Die Entstehung eines neuen 
Marktes für Endgeräte und 
-programme 

- Die Freisetzung von Frequenz-
spektrum für neue Anwendungen 

- Die größere Flexibilität in der Fre-
quenzplanung aufgrund der Mög-
lichkeit, Gleichwellennetze einzu-
richten (beim digitalen terrestri-
schen Fernsehen) 

- Die niedrigeren Kosten der Sen-
denetzinfrastruktur (beim digitalen 
terrestrischen Fernsehen) 

Die Einführung des digitalen terrestri-
schen Fernsehens muss regulato-

risch gestaltet werden, da für die 
Simultanübertragung von Digital- und 
Analogdiensten, die für die Über-
gangszeit bis zur Abschaltung der 
analogen Fernsehübertragungen für 
unverzichtbar gehalten wird, entspre-
chendes Frequenzspektrum bereitge-
stellt werden muss. Der Übergang 
vom analogen zum digitalen Fernse-
hen erfolgt beim Kabel und bei Satellit 
marktgetrieben. Der Stand der Ein-
führung digitalen Fernsehens in die-
sem Bereich ist entscheidend von der 
Verbreitung des Pay-TV und der 
Anzahl der Programme, die free-to-air 
gesendet werden, abhängig. 

Das WIK untersucht im Rahmen des 
Forschungsprogramms für die Regu-
lierungsbehörde die Auswirkungen 
der Digitalisierung auf den Markt für 
Rundfunkübertragungsleistungen. Die 
Studie dokumentiert in diesem Zu-
sammenhang den Stand der Einfüh-
rung des digitalen Fernsehens in 
Deutschland und in weiteren ausge-
wählten europäischen Ländern 
(Schweden, Großbritannien, Spanien 
und Frankreich). Sie knüpft dabei an 
der Untersuchung über den digitalen 
Rundfunk vom Juli 1998 an, die für 
das Bundeswirtschaftsministerium 
durchgeführt wurde.1 Die Darstellung 
des Umstiegst vom analogen auf den 
digitalen Rundfunk im Bereich der 
terrestrischen Übertragungen bildet 
einen Schwerpunkt der Studie. Die 
Ergebnisse der Untersuchung des 
Einführungsstandes des digitalen 
Rundfunks werden im folgenden vor-
gestellt. 

Technische Grundlagen 
Beim digitalen Fernsehen werden die 
Programminhalte zunächst in eine di-
gitale Sendeform umgewandelt. Dies 
geschieht im sogenannten Multiplex-
verfahren. Das Multiplexing findet in 
einem Play-Out-Center statt, in dem 
die digitalisierten Inhalte zu einem 
einheitlichen Transportdatenstrom, 
dem Multiplex, zusammengefasst 
werden. Ein Multiplex benötigt für die 
Übertragung nur einen Frequenzka-
nal, so dass die Anzahl der Program-
me, die gesendet werden, sich im 
Vergleich zum analogen Fernsehen 
vervielfacht. Die Anzahl der Program-
me pro Multiplex hängt vom gewähl-
ten Modulationsverfahren und von der 
Bildqualität ab. 

Eine Grundvoraussetzung für den 
Digitalempfang ist ein Decoder, ent-
weder in einer Set-Top-Box (STB), 
die an ein analoges Fernsehgerät an-
geschlossen wird, oder integriert in 
ein Fernsehgerät (iDTV). Die Emp-
fangsbox ist im Grunde nichts ande-
res als ein für den Fernsehempfang 
optimierter Computer, der den über-
mittelten Datenstrom in Bild- und 
Toninformationen übersetzt. 

Das Application Programme Interface 
(API) kann als das Betriebssystem 
der STB angesehen werden. Hinzu 
kommen die Electronic Programme 
Guides (EPGs), die die Funktion einer 
elektronischen Programmzeitschrift 
übernehmen. Sie müssen mit dem 
API kompatibel sein. Der EPG er-
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scheint als Bildschirmoberfläche mit 
verschiedenen Menüs und Schaltflä-
chen, die durch das Angebot der 
Programmanbieter leiten. Bislang 
haben sich eigenständige EPGs von 
den Programmanbietern gebildet, die 
für das jeweilige Programmpaket 
hergestellt werden. Es ist zu erwar-
ten, dass mit zunehmender Reichwei-
te des digitalen Fernsehens auch 
programmpaketübergreifende EPGs 
auf den Markt kommen. 

Eine weitere Komponente des digita-
len Fernsehempfangs ist das Conditi-
onal-Access-System (CAS) oder auch 
Zugangsberechtigungssystem. Durch 
das CAS wird mit Hilfe einer Smart-
Card überprüft, ob der Decoder ver-
schlüsselte Daten entschlüsseln und 
an den Fernseher übermitteln darf. 
Viele Decoder enthalten außerdem 
ein Modem, mit dem über die Tele-
fonleitung direkter Kontakt zum Pro-
grammanbieter aufgenommen wer-
den kann. Hinzu kommt eine Schnitt-
stelle für die Kommunikation zwi-
schen dem Computer und der STB 
z.B. für den Empfang von Internet 
oder von Computerspielen. 

Europäische Standards und 
Frequenzkoordination 

Die Richtlinie 95/47/EG2 enthält Vor-
schriften in bezug auf Digitalfernseh-
normen und über das Verhalten am 
Markt. Die Vorschriften verlangen, 
dass die Übertragungssysteme ge-
normt sein müssen, aber die Aufstel-
lung der Normen wurde dem Konsens 
der Industrie überlassen. Hinsichtlich 
des Zugangs zum Digitalfernsehen 
müssen alle Kundengeräte mit Zu-
gangsberechtigung mit einem ge-
meinsamen europäischen Descram-
bler ausgestattet sein. Außerdem 
müssen die Kundengeräte in der La-
ge sein, alle frei zugänglichen Fern-
sehsendungen zu empfangen. Bei 
Geräten für das integrierte Digital-
fernsehen (iDTV) muss es möglich 
sein, eine genormte Buchse einzu-
bauen, die den Anschluss von Sys-
temen mit Zugangsberechtigung und 
anderen Decoderelementen zulässt. 
Damit wird zum einen sichergestellt, 
dass die Kunden, falls das Gerät nur 
für eine Übertragungsform (z.B. Sa-
tellit) eingerichtet ist, ihr iDTV-Gerät 
um einen anderen Demodula-
tor/Tuner (z.B. für Kabelempfang) 
erweitern können. Zum anderen kön-
nen die Geräte dann auch um andere 
CAS ergänzt werden, falls das Gerät 
ein eingebautes CAS enthält. 

In bezug auf das Verhalten am Markt 
schreibt die Richtlinie u.a. vor, dass 
die Anbieter von Diensten mit Zu-
gangsberechtigung, die verschiedene 

digitale Fernsehdecoder bereitstellen, 
ihre Dienste allen Fernsehsendern zu 
chancengleichen, angemessenen 
und nichtdiskriminierenden Bedin-
gungen anbieten müssen. Damit soll 
der offene Zugang zu den CAS si-
chergestellt werden.3 

Als Übertragungsstandard wurde vom 
ETSI (European Telecommunications 
Standards Institute) DVB-T (Digital 
Video Broadcasting-Terrestrial) für 
die digitale terrestrische Fernsehüber-
tragung, DVB-C für Kabelnetzwerke 
und DVB-S für satellitübertragenes 
digitales Fernsehen festgelegt. Die für 
Satellit und Kabel entwickelten Stan-
dards haben sich auch weltweit bis 
auf wenige regionale Ausnahmen 
etabliert. Hinsichtlich der Auswahl des 
Modulationsverfahrens hat das ETSI 
keine Vorgaben gemacht. 

Das API ist nicht genormt, aber das 
DVB-Forum hat ein API für multime-
diale Anwendungen entwickelt, die 
Multimedia Home Platform (MHP-
API), die voraussichtlich von den 
bereits bestehenden Anbietern von 
Empfangssoftwaresystemen über-
nommen wird. 

Die Frequenznutzung für DVB-T 
richtet sich nach den Vereinbarungen 
von Stockholm vom Jahr 19614 und 
Chester vom Jahr 19975. Für die Ein-
führung des digitalen terrestrischen 
Fernsehens sind die Bänder III (174-
230 MHz), IV (470-582 MHz) und V 
(582-862 MHz) vorgesehen, wobei 
das VHF Frequenzspektrum von 216 
bis 230 MHz für DAB (Digital Audio 
Broadcasting) genutzt werden soll. 

Der Stand der Einführung 
des digitalen terrestrischen 
Fernsehens in ausgewählten 
Ländern 
In Schweden sind im Juni 1998 Pro-
grammlizenzen für die ersten 2 Mul-
tiplexe vergeben worden. Weitere 
Vergaben fanden im Dezember 1998 
für einen dritten und im Dezember 
1999 für einen vierten Multiplex statt. 
Pro Multiplex stehen 4 Programmka-
näle zur Verfügung. Da manche Pro-
gramme sich einen Programmkanal 
teilen, werden insgesamt 18 Pro-
gramme angeboten. Im Mai 2000 
haben die letzten Programmanbieter 
mit der Sendung begonnen. Zur Zeit 
wird ein Versorgungsgrad von 50% 
erreicht, er soll in wenigen Jahren auf 
98% erhöht werden. Multiplex- und 
Netzbetreiber ist die Teracom AB. Für 
das Modulationsverfahren wird der 
8k-Modus verwendet. Die Multiplexe 
sind sowohl Gleichwellen- als auch 
Mehrwellennetzwerke. Es wurde noch 

kein Datum für die Abschaltung des 
analogen Rundfunks vorgegeben. 

In Großbritannien wurden im No-
vember 1997 6 Multiplex-Lizenzen 
vergeben. Die Sendung von digitalen 
Fernsehdiensten begann am 15. 
November 1998. Für die Übertragung 
wurden 81 Sendestationen des ana-
logen Netzwerkes aufgerüstet. Netz-
betreiber sind NTL und Crown Castle 
International. Das digitale Sende-
netzwerk ist ein Mehrwellennetzwerk, 
und es wird der 2k-Modus ange-
wandt. Bis Ende 1999 soll ein Ver-
sorgungsgrad von 73% bis 90% er-
reicht werden. Es wurde noch kein 
Datum für die Abschaltung des ana-
logen Rundfunks vorgegeben. Der 
Zeitpunkt soll sich daran orientieren, 
ob der Versorgungsgrad ausreichend 
ist (zwischen 90 und 95%) und ob ein 
Großteil der Empfänger seine Endge-
räte auf digitalen Empfang umgestellt 
hat. Es wird geschätzt, dass dies bis 
2008 erreicht werden kann. 

In Spanien sind 5 nationale, 4 regio-
nale und je nach Verfügbarkeit von 
Frequenzkanälen 2 lokale Multiplexe 
geplant. Im Juni 1999 wurden 14 
Programmlizenzen für 3,5 Multiplexe 
nationaler Reichweite dem Konsorti-
um Onda Digital, das jetzt unter dem 
Namen Quiero geführt wird, verge-
ben. Quiero TV hat am 5. Mai 2000 
mit den Sendungen begonnen. Den 
bestehenden analogen Programman-
bietern wurden Plätze auf den Multip-
lexen reserviert. Netzbetreiber ist die 
Retevisión, aber es dürfen auch an-
dere lizenzierte Netzbetreiber mit der 
Übertragung beauftragt werden. Die 
Multiplexe sind sowohl Gleichwellen-
netzwerke als auch Mehrwellennetz-
werke. Es wird mit dem 8k-Modus 
gesendet. Bis zum 30. Juni 2000 soll 
ein Versorgungsgrad von 80% und 
bis zum 31. Dezember 2011 von 95% 
erreicht werden. Für die Abschaltung 
der analogen Übertragungen ist für 
die Frequenzbänder von 758 MHz bis 
862 MHz der 1. Januar 2012 vorge-
sehen. 

In Frankreich hat der Senat am 
30./31. Mai und 5. Juni in zweiter 
Lesung über die gesetzliche Grund-
lage des digitalen Rundfunks ent-
schieden. Nach dem Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes vom 30. 
September 1986 über die Freiheit der 
Kommunikation soll der CSA (Conseil 
Supérieur de l’Audiovisuel) die Anzahl 
und technische Ausgestaltung der 
Multiplexe planen sowie die Pro-
grammlizenzen für die Multiplexe 
vergeben. Für die bestehenden öf-
fentlichen und privaten Sender wird 
jeweils ein Multiplex mit 6 Programm-
kanälen reserviert. Hinsichtlich der 
Netzwerke werden im Gesetz keine 
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konkreten Vorgaben gemacht. In 
einem Gutachten der Agence Natio-
nale des Fréquences wird empfohlen, 
die bestehenden Lücken im analogen 
Netzwerk zu nutzen und über 107 
Sendestationen zu übertragen. Dies 
würde für 4 Multiplexe einen Versor-
gungsgrad von 80% und für 2 Multip-
lexe von 60% ermöglichen. Die Mul-
tiplexe sind in diesem Vorschlag 
Mehrwellennetzwerke, wobei nicht 
ausgeschlossen wird, daß zu einem 
späteren Zeitpunkt regionale Multip-
lexe als Gleichwellennetzwerke ein-
gerichtet werden können. 
In Deutschland wurde die "Initiative 
Digitaler Rundfunk" (IDR) von der 
Bundesregierung beauftragt, für die 
Einführung des digitalen Rundfunks 
einen Strategievorschlag zu erarbei-
ten. Das Ergebnis der mit der Einfüh-
rung digitalen Fernsehens beauftrag-
ten Arbeitsgruppe war, dass ein in-
selweiser Umstieg mit einer kurzen 
Simulcastphase für den Übergang 
zum digitalen Fernsehen zu empfeh-
len ist. In den Umstellungsinseln wer-
den über drei Grundnetzsender (mit 
hoher Leistung) die drei analogen 
Programme nur noch digital gesen-
det. Hinzu kommen 9 weitere Fern-
sehprogramme, so dass insgesamt 
12 Fernsehprogramme angeboten 
werden. Es soll ein portabler Indoor-
Empfang und ein Versorgungsgrad 
von 95% angestrebt werden. Ein 
weiteres Versorgungsziel ist die Aus-
baufähigkeit auf 20 bis 30 Pro-
grammäquivalente, die Übertragung 
von multimedialen Diensten sowie die 
Möglichkeit der Regionalisierung. 
Nach der Durchführung von Feldver-
suchen und der Überprüfung der Um-
stellungstermine sollte, wenn möglich, 
der von der Initiative digitaler Rund-
funk vorgegebene Zeitplan umgesetzt 
werden. Dieser sieht vor, die Digitali-
sierung des terrestrischen Fern-
sehens bis 2010 abgeschlossen zu 
haben. 2003 wird diese Frist über-
prüft, indem der tatsächliche Entwick-
lungsstand erfasst wird. 

Der Umstieg zum digitalen 
Satellitenfernsehen 
Das digitale Satellitenfernsehen hat 
sich am schnellsten in Ländern ver-
breitet, in denen der terrestrische 
Rundfunk den Fernsehmarkt domi-
niert. In Frankreich wurden Anfang 
1996 die ersten digitalen Programme 
über Satellit angeboten, in Spanien 
Anfang 1997. Die Entwicklung des 
digitalen Satellitenfernsehens erfolgt 
marktgetrieben und hängt stark davon 
ab, inwieweit analoge Pay-TV-
Dienste bereits gut entwickelt sind. 
Darüber hinaus spielt die Größe des 
Marktes eine Rolle, wobei auf kleinen 

Märkten grenzüberschreitende 
Satellitenplattformen die Möglichkeit 
eröffnen, mehr Fernsehhaushalte zu 
erreichen. Canal+ bietet 
beispielweise eine gemeinsame 
Satellitenplattform für die 
skandinavischen Länder an und das 
Angebot in Portugal basiert auf der 
spanischen Plattform Via Digital. 

In Schweden hat sich das digitale 
Satellitenfernsehen nicht sehr stark 
verbreitet. Im Gegensatz dazu wird 
die Entwicklung des digitalen Fernse-
hens in Großbritannien durch den 
Wettbewerb zwischen BskyB (Satellit) 
und OnDigital (terrestrisch) angetrie-
ben. Beide Unternehmen stellen ihre 
Set-Top-Boxen kostenlos zur Verfü-
gung, und es ist ein starker Zuwachs 
an Abonnenten digitaler Fernsehpro-
grammpakete zu beobachten. In 
Spanien liegt der Anteil der Haushalte 
mit Satellitenempfang nicht sehr 
hoch, die 1997 eingeführten digitalen 
Satellitenplattformen haben allerdings 
in den darauffolgenden Jahren einen 
starken Zuwachs an Abonnenten ver-
zeichnen können. In Frankreich wur-
den bereits 1996 digitale Satelliten-
plattformen eingeführt und seitdem 
hat sich der digitale Fernsehmarkt in 
Frankreich sehr stark entwickelt. Es 
gibt drei Anbieter von digitalen Satelli-
tenplattformen (TPS, Canal+ und AB 
Sat), wobei hauptsächlich zwischen 
TPS und Canal+ ein harter Wettbe-
werb herrscht. Im Vergleich zu ande-
ren europäischen Staaten hat sich 
der digitale Fernsehmarkt im Satelli-
ten- und Kabelbereich in Deutschland 
schwächer entwickelt. Ende 1996 
führte die Kirchgruppe im Alleingang 
ein digitales satellitenübertragenes 
Programmpaket (DF1) ein. Dem folg-
te im Februar 1997 die Bertelsmann 
AG mit dem Programmpaket Premie-
re Digital. Zum 1. Oktober 1999 wur-
de das Programmpaket Premiere Di-
gital unter dem Programmnamen Pre-
miere World neu gestartet. Das Pro-
grammpaket von DF1 ist in Premiere 
World überführt worden. 

Der Umstieg zum digitalen 
Kabelfernsehen 
In Schweden sind 52,1% der Fern-
sehhaushalte an das Kabelnetz an-
geschlossen. Telia hat im November 
1997 mit digitalen Übertragungen 
über das Kabelnetz begonnen und 
spielt aufgrund des hohen Anteils der 
Fernsehhaushalte, die einen Kabel-
anschluss besitzen, eine wichtige 
Rolle bei der Einführung des digitalen 
Fernsehens. Telia ist bisher der ein-
zige Anbieter von digitalen Kabel-
fernsehdiensten. 
Das Kabelfernsehen hat sich in Groß-
britannien erst in den 90er Jahren 

gut entwickelt. Der Anteil an ange-
schlossenen Fernsehhaushalten lag 
im Januar 2000 bei 13,5% gegenüber 
11,9% im Januar 1999. Anfang der 
90er Jahre lag der Anteil der ange-
schlossenen Fernsehhaushalte noch 
bei 2,3% (1992). Die drei größten 
Kabelnetzbetreiber in Großbritannien, 
Cable & Wireless, Telewest und NTL, 
betreiben als Multiple Systems Ope-
rators (MSOs) mehrere Kabelnetze. 
Diese Kabelnetze in Großbritannien 
sind aufgrund ihres geringen Alters 
technologisch auf dem neuesten 
Stand.6 Hinsichtlich der Einführung 
des digitalen Fernsehens sind die Ka-
belnetzbetreiber gegenüber dem ter-
restrischen und dem Satellitenfernse-
hen in Verzug. Die drei größten 
MSOs haben 1999 mit der Konvertie-
rung ihrer Kabelnetze für die digitale 
Übertragung begonnen. 
In Spanien spielt das Kabelfernsehen 
eine untergeordnete Rolle. 1998 hat 
die spanische Regierung regionale 
Lizenzen für die Errichtung und das 
Betreiben von Kabelnetzen vergeben. 
Die beiden wichtigsten Kabelnetz-
betreiber sind ONO (ehemals Cableu-
ropa) und Endesa/Stet Telecom Italia 
Group.7 Bis Juli 1998 hat die spani-
sche Regierung 29 Lizenzen verge-
ben, die für die Lizenzhalter die Ge-
nehmigung enthielten, über das Ka-
belnetz Fernseh-, Internet- und Tele-
foniedienste anzubieten. Die Kabel-
netzbetreiber haben 1998 Probesen-
dungen durchgeführt und 1999 mit 
regelmäßigen Sendungen begonnen. 
Beide bieten Fernseh-, Telefonie- und 
Internetdienste an. Der Ausbreitung 
des digitalen Kabelfernsehens dürfte 
jedoch entgegenwirken, dass das sa-
tellitenübertragene digitale Fernsehen 
über zwei Jahre Vorsprung verfügt 
und viele Teilnehmer sich bereits für 
den Satellitenempfang entschieden 
haben. 

Die Digitalisierung der Kabelnetze in 
Frankreich wurde durch die Einfüh-
rung der digitalen satellitenübertrage-
nen Programmbouquets ausgelöst. 
Die größeren Kabelnetzbetreiber ha-
ben 1996 damit begonnen, ihre Ka-
belnetze umzurüsten und inzwischen 
sind 95% der Netzwerke digitalisiert. 
Die drei größten Kabelnetzbetreiber 
sind France Télécom Câble, NC 
Numéricâble (ein Tochterunterneh-
men von Canal+) und Lyonnaise 
Câble. Auch wenn das digitale Kabel-
fernsehen von der Werbung für das 
digitale Satellitenfernsehen profitiert, 
sind die Zuwachsraten an Abonnen-
ten mit 10% deutlich geringer als 
beim Satellitenfernsehen. 
In Deutschland sind 48,4% der 
Fernsehhaushalte an das Kabelfern-
sehnetzwerk angeschlossen. Insge-
samt haben 89% der Fernsehhaus-
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halte die Möglichkeit, sich an das 
Kabelnetzwerk anschließen zu las-
sen. Aufgrund der Engpässe, die auf 
dem deutschen Kabelfernsehnetz-
werk vorhanden sind und um die 
Kabelnetze für multimediale Dienste 
nutzen zu können, haben die Kabel-
netzbetreiber ein großes Interesse an 
einer Aufrüstung der Kabelnetze auf 
862 MHz und an der Einrichtung 
eines Rückkanals. Dies wird aufgrund 
der Besonderheiten Besitzerstruktur 
der Kabelnetze in Deutschland ver-
zögert. Die Deutsche Telekom be-
treibt auf der sogenannten Netzebene 
3 die regionalen Kabelnetzwerke. 
Davon getrennt ist die Netzebene 4, 
die ursprünglich von kleinen und 
mittleren Handwerkerbetrieben auf-
gebaut und betrieben wurde, auf der 
z.g.T. mittlerweile eine Konsolidierung 
stattgefunden hat, so dass die ehe-
mals kleinen und mittleren Kabelin-
seln zu größeren Kabelsystemen 
zusammengefügt wurden. Hinsichtlich 
der Aufrüstung des Kabelfernsehnet-
zes sind die Betreiber der Netzebene 
4 auf die Deutsche Telekom ange-
wiesen, die de facto das Netz kontrol-
liert, da sie im Besitz der Netzebene 3 
ist. Da die Deutsche Telekom jedoch 
wenig Anreize hat, die umfangreichen 
Investitionen durchzuführen, wird 
bereits seit längerem gefordert, dass 
sie ihre Kabelnetze verkauft. In Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg 
und Hessen ist dies bereits gesche-
hen, über andere Regionen laufen 
Verhandlungen. 

Der Stand der Einführung 
des digitalen Radios 
In Schweden wird seit 1995 digitales 
Radio über terrestrische Netzwerke 
gesendet. Für die Hörfunksendungen 
stehen ein landesweiter Frequenzka-
nal und 19 regionale Frequenzkanäle 
zur Verfügung. Einziger Netzbetreiber 
ist die Teracom. Es wird ein Versor-
gungsgrad von 85% erreicht. Bislang 
verfügen nur öffentliche Sender über 
Programmlizenzen, es ist jedoch ein 
Regulierungsrahmen für kommerziel-
le Sender in Planung. Die regionalen 
Frequenzkanäle sollen sowohl öffent-
liche als auch private Programme 
anbieten und in Götheburg und Mal-
mö finden bereits Testsendungen 
statt. 
In Großbritannien wurden für die 
Übertragung von digitalem terrestri-
schem Radio 12,5 MHz Frequenz-
spektrum auf Band III zugewiesen. 
Von den sieben Frequenzkanälen 
11B-11D und 12A-12D werden zwei 

für nationale Multiplexe und fünf für 
regionale Multiplexe verwendet. Die 
Multiplexlizenzen haben eine Laufzeit 
von 12 Jahren. Die BBC sendet seit 
September 1995 digitales Radio auf 
einem nationalen Multiplex. Der Ver-
sorgungsgrad liegt bei 60% der Be-
völkerung. Im Oktober 1998 wurde 
die Lizenz für einen kommerziellen 
Mulitplex an das Unternehmen Digital 
One, das der größten kommerziellen 
Radiogruppe in Großbritannien 
(GWR) und dem Netzbetreiber NTL 
gehört, vergeben. Digital One hat im 
November 1999 mit der Sendung von 
fünf Programmen begonnen und 
plant insgesamt 10 nationale Pro-
gramme. Digital One hat eine Bede-
ckung von 70% der Bevölkerung. Das 
Sendenetzwerk soll um 40 Sendesta-
tionen erweitert werden, so daß in 
den nächsten drei Jahren ein Versor-
gungsgrad von 85% erreicht werden 
kann. Neben nationalen Multiplexli-
zenzen vergibt die Radio Authority 26 
Lizenzen für lokale bzw. regionale 
Multiplexe. Es besteht eine Must-
Carry-Verpflichtung  bezüglich der 
lokalen Programme von der BBC. 
In Spanien sind 4 nationale oder 
regionale Multiplexe als Gleichwel-
lennetzwerke geplant. Hinzu kommen 
nationale und regionale Multiplexe mit 
regionalen bzw. lokalen Fenstern 
sowie lokale Gleichwellennetzwerke. 
Es ist ein Zeitplan mit vier Phasen 
vorgesehen. Nach diesem Zeitplan 
sollen alle Multiplexe bis zum 30. Juni 
2000 mit der Sendung beginnen und 
bis zum 30. Juni 2006 einen Versor-
gungsgrad von 80% erreichen. Im 
März 2000 wurden 10 Programmli-
zenzen für den nationalen Multiplex 
mit regionalen Fenstern vergeben. 
Außerdem wurden weitere Lizenzen 
für zwei Programme auf dem nationa-
len Multiplex ohne regionale Fenster 
im März 2000 ausgeschrieben. 

In Frankreich hat im Januar 1997 die 
TDF (Télédifusion de France) die 
ersten DAB-Sender in Paris einge-
richtet. Dort werden zur Zeit auf zwei 
Multiplexen 13 Programme gesendet. 
Ein dritter Multiplex mit 5 Program-
men wird von SOGETEC betrieben. 
Inzwischen wurden weitere Netzwer-
ke in den Städten Lyon, Marseilles, 
Nantes und Toulouse eingerichtet. 
TDF betreibt jeweils zwei Multiplexe 
in Marseilles, Nantes und Toulouse. 
In Lyon sind zwei weitere Multiplexe 
geplant, eins von SOGETEC und eins 
von der Gesellschaft "La Voix du 
Lyon". 

In Deutschland begannen 1995 die 
ersten Pilotprojekte mit Digitalradio. 
Bis Ende 2000 werden alle Bundes-
länder DAB im Regelbetrieb mit ei-
nem Versorgungsgrad von insgesamt 
ca. 60% eingeführt haben. Beim 
digitalen Radio werden Lizenzen zur 
Verteilung von Frequenzblöcken 
(Multiplexbetreiber) vergeben. Der 
lizenzierte Multiplexbetreiber ist ge-
genüber den Hörfunkanbietern, die 
eine medienrechtliche Genehmigung 
besitzen verpflichtet, deren Hörfunk-
programme zu übertragen. Sende-
netzbetreiber sind i.d.R. die Deutsche 
Telekom AG (DTAG), die öffentlich 
rechtlichen Sender oder neu gegrün-
dete joint venture Unternehmen, an 
denen sich die DTAG und die öffent-
lich rechtlichen Sender beteiligen. 

Sonia Strube 

                                                           
1 Ulrich Stumpf, Daniel Tewes, Digitaler 

Rundfunk – vergleichende Betrachtung der 
Situation und Strategie in verschiedenen 
Ländern, WIK, Diskussionsbeitrag Nr. 186, 
Bad Honnef, Juli 1998. 

2 Richtlinie 94/47/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 über die Anwendung von Normen für 
die Übertragung von Fernsehsignalen. 

3 Die erste Phase des Fernsehempfangs mit 
Decodern ist eng mit dem Pay-TV ver-
knüpft. Die Decoder werden dann häufig 
von Pay-TV-Anbietern angeboten und ent-
halten ein herstellerspezifisches CAS, bei 
dem das Verschlüsselungssystem an den 
Decoder gebunden ist. Man spricht in die-
sem Fall von einem proprietären Decoder. 
Dies bedeutet, dass mit dem Decoder in der 
Regel keine Programme anderer Fernseh-
anbieter empfangen werden können und 
damit keine Interoperabilität gewährleistet 
ist. 

4 Regional Agreement for the European 
Broadcasting Area Concerning the Use of 
Frequencies by the Broadcasting Service in 
the VHF and UHF Bands (Stockholm, 
1961). 

5 The Chester 1997 Multilateral Coordination 
Agreement relating to Technical Criteria, 
Coordination Principles and Procedures for 
the introduction of Terrestrial Digital Video 
Broadcasting (DVB-T), Chester, 25 July 
1997. 

6 Die Struktur des Kabelnetzes geht auf eine 
Entscheidung der Regierung im Jahr 1983 
zurück, als eine Beratungskommission zur 
Informationstechnologie eingesetzt wurde, 
die durch die Einrichtung einer Breitband-
kabelinfrastruktur ein größeres Angebot an 
Unterhaltung, Information und kommerziel-
len Diensten einführen wollte. Der Kabel-
fernsehmarkt entwickelte sich jedoch nicht 
wie erhofft, zum einen weil die Regierung 
die Switched-Star-Struktur vorschrieb und 
zum anderen weil für ausländischen Inves-
toren sehr starke Beschränkungen galten. 
Diese Vorschriften wurden Anfang der 90er 
Jahre abgeschafft bzw. gelockert, so daß 
sich die Situation für die Kabelnetzbetreiber 
deutlich verbesserte. Vgl. VPRT und TKLM, 
Die Entwicklung der BK-Netze in Deutsch-
land, Teil 2, Wirtschaftliche Situation und 
zukünftige Einflussfaktoren (1999), S. 146. 

7 Endesa ist der größte Teilhaber an Retevi-
sión. 
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Konferenzen

E-Commerce: Herausforderungen für die Logistik 
Mit der zunehmenden Verbreitung 
des Internets steigt auch dessen Be-
deutung für Geschäftsprozesse wie 
Geschäftsanbahnung, Online-Einkauf 
oder Auktionen über das World Wide 
Web. Für die Online-Transaktionen 
sind dabei die räumlichen Distanzen 
vollkommen bedeutungslos, sie las-
sen sich in der Regel innerhalb weni-
ger Sekunden oder Minuten über-
brücken. Müssen die bestellten bzw. 
käuflich erworbenen Produkte jedoch 
physisch zugestellt werden, so stellt 
dies hohe Anforderungen an die 
dahinter liegenden Geschäftsprozes-
se und insbesondere die Logistik. 
Dieses sogenannte Fulfillment im E-
Commerce hat der Deutsche Ver-
kehrs-Verlag als Thema für seine am 
25. Mai in Berlin abgehaltene Konfe-
renz, "E-Commerce: Herausforderun-
gen für die Logistik" gewählt. 

B2B verspricht fünffaches 
Potential von B2C 

Zu Beginn des Workshops wurden 
die Potentiale des E-Commerce von 
einem Vertreter des Hauses CSC 
Ploenzke vorgestellt. Studien der 
großen Marktforschungsunternehmen 
sagen ein weltweites Umsatzvolumen 
für den Business to Business (B2B) 
Bereich voraus, welches sich bereits 
für das Jahr 2003 auf nahezu zwei 
Billiarden DM belaufen soll. Im Ver-
gleich zum B2B Bereich werde der 
Business to Customer (B2C) Bereich 
mit Blick auf die zu erwartenden Um-
sätze eine eher untergeordnete Rolle 
spielen. Der B2B Bereich lasse das 
fünffache Umsatzvolumen des B2C 
erwarten. Die Unterschiede zwischen 
dem Privat- und dem Geschäftskun-
densegment im E-Commerce wurden 
dabei anhand verschiedener Kriterien 
verdeutlicht: So beträgt das durch-
schnittliche Bestellvolumen der Pri-
vatkunden ca. 75 $, hingegen im Ge-
schäftskundenbereich das hundertfa-
che (75.000 $).  

Dabei gestaltet sich die Anbahnung 
von Online-Käufen in den beiden Be-
reichen durchaus unterschiedlich. Als 
Einkaufstreiber im Privatkundenge-
schäft wurden Impuls- oder Zufalls-
käufe, Werbung oder Mund-zu-Mund-
Propaganda angeführt. Im B2B Be-
reich handele es sich um bedarfsge-
triebene oder regelbasierte Einkäufe. 

Damit diese jedoch über das Internet 
abgewickelt werden können, bedarf 
es im Geschäftskundensegment der 
Implementierung bestimmter Ent-
scheidungsmechanismen, die bei den 
Geschäftsprozessen eine Integration 
der Online-Transaktionen ermögli-
chen. Dabei sind auch die verschie-
denen Formen der Preisgestaltung zu 
beachten, die im B2B Bereich vielfäl-
tiger sind als im Bereich B2C. So 
stellen Verhandlungen oder auch 
Rahmenverträge die dominanten 
Formen der Preisgestaltung im Ge-

schäftskundensegment dar, wohinge-
gen Auktionen und vor allem auch 
Katalogpreise auch im B2C Bereich 
vorherrschen. Da die Geschäftsbe-
ziehungen – auch im E-Commerce – 
im Bereich B2B tendenziell auf Dauer 
angelegt sind, bietet sich die Möglich-
keit, den Kunden individualisierte Pro-
duktinformationen auch lokal bereit-
zustellen. Im B2C Bereich sind derar-
tig differenzierte Angebote weniger 
von Bedeutung. Allerdings versuchen 
auch hier Anbieter, wie beispielswei-
se amazon.com ihren Kunden – wenn 
auch nicht lokal – zumindest individu-
alisierte Web-Sites, die auf Informati-
onen über bereits getätigte Käufe 
generiert werden, anzubieten. Die 
Zahlungsabwicklung läuft in der Re-
gel über Kreditkarte. Häufig wird auch 

die Möglichkeit eröffnet, ein Bankein-
zugsverfahren zu wählen. Ein bedeu-
tender Unterschied zwischen diesen 
beiden Marktsegmenten besteht bei 
den Erwartungen der Kunden hin-
sichtlich eines zeitnahen Fulfillments: 
Betrachte der Privatkunde die zeitna-
he Lieferung in der Regel als sekun-
där und ist bereit, auf die Lieferung 
seines Produktes ggf. auch zu war-
ten, so sei das Fulfillment im B2B 
Bereich ein maßgebliches Auswahl-
kriterium für die Geschäftspartner im 
Online-Geschäft. Als entscheidende 

Erfolgsfaktoren für das E-Business 
wurden von Ploenzke das Angebot 
von integrierten Lösungen sowie die 
Bedeutung von Branchenerfahrung 
genannt.  

E-Commerce verändert 
Transportvolumen auf dem 
Logistik-Markt 

Von allen Referenten wurde darauf 
hingewiesen, dass vom E-Commerce 
eine starke Einflussnahme auf den 
Logistik-Markt ausgeht. Nicht nur, 
dass das Transportvolumen sowie 
dessen Struktur sich verändert, son-
dern auch dass zahlreiche Logistikun-
ternehmen zunehmend im Bereich 
der Informationstechnologie (IT) tätig 

Abbildung : Umsatzprognosen für den B2B E-Commerce 
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werden. Dazu zählen z. B. die WM 
Group aus Bocholt, oder auch der 
Paketdienstleister UPS, der System-
lösungen für Handelsunternehmen 
anbietet. Hinsichtlich der Transportvo-
lumina wird erwartet, dass sich der 
Anteil von Home Deliveries und Klein-
sendungen erhöht. Auch gehe die 
zunehmende Verbreitung des E-
Commerce mit veränderten Kunden-
anforderungen hinsichtlich Geschwin-
digkeit und Qualität einher. Beides 
schlage sich dann in einer zunehmen-
den Inanspruchnahme logistischer 
Dienste nieder. 

Wettbewerbsvorteile der 
Versandhäuser 

Vorträge von Tochterunternehmen 
der Versandhäuser Quelle und Otto-
Versand zeigten, dass diese sich – 
unter Nutzung ihrer Branchenerfah-
rung – bereits gut für das Privatkun- 
 

dengeschäft im E-Commerce gerüstet 
sehen. Die Erfahrung und auch die 
verfügbaren Ressourcen im Bereich 
der Logistik stellen eine Kernkompe-
tenz dar, die für den Geschäftserfolg 
von großer Bedeutung ist. So umfasst 
das Diensteangebot von Hermes 
einen 24 Stunden Service, einen 
Wunschtermin Service, einen Sofort 
Service sowie einen Feierabend Ser-
vice. Bei der Lieferung werden bis zu 
vier Zustellversuche unternommen, 
um die Ware beim Kunden abzulie-
fern. Auch wird versucht über die 
Nachbarschaftshilfe die Zustellung zu 
beschleunigen. Darüber hinaus wur-
den Kooperationen mit sogenannten 
Paket-Shops vereinbart, die die Pake-
te für die Kunden – wie eine Art Post-
fach – entgegennehmen.  

Von nahezu allen Unternehmensver-
tretern wurde die Bedeutung der In-
tegration der Geschäftsprozesse un-
terstützt durch geeignete und eben- 
 

falls integrierte IT-Lösungen hervor-
gehoben. Ein Schwergewicht der 
Präsentationen lag daher auf dem 
Schnittbereich von IT und Logistik, 
deren Integration als eine notwendige 
Voraussetzung für ein erfolgreiches 
Agieren im Bereich des E-Commerce 
anerkannt wurde. Dabei versuchen 
die Versandhäuser nach wie vor, die 
bisherigen Vertriebskanäle aufrecht 
zu erhalten und dabei die elektroni-
sche Bestellung und auch das Mana-
gement des Geschäftsvorfalls best-
möglich zu integrieren. Dazu zählt 
unter anderem auch ein entsprechen-
des Beschwerdemanagement, wobei 
den Kunden die Möglichkeit gegeben 
werden soll, dies sowohl über das 
Internet als auch über das Telefon 
abzuwickeln. Nicht zuletzt stellt auch 
die Abwicklung des Zahlungsverkehrs 
und das Handling von Retouren einen 
Kernbereich der erfolgreichen Ab-
wicklung von E-Commerce dar.  

Gabriele Kulenkampff 
 

Internet Economics: 3. Workshop in Berlin 
Nach 1997 und 1999 hat nun bereits 
zum dritten Mal der Internet Econo-
mics Workshop am 26. und 27. Mai in 
Berlin stattgefunden. Veranstaltet 
wurde dieser Workshop, der sich 
sowohl an das wissenschaftliche Pu-
blikum als auch an Vertreter der Pra-
xis wendet, von Berlecon Research. 
Die Teilnehmer und Referenten des 
Workshops kamen aus den verschie-
denen Ländern Europas sowie aus 
Nordamerika und Australien. Das 
zweitägige Programm umfasste ins-
gesamt 26 Vorträge, die sich auf die 
folgenden Themenschwerpunkte ver-
teilten: 

•  Reale und virtuelle Wirtschafts-
sphäre 

•  Internet Telefonie 

•  Infrastruktur Planung, Preispolitik 
und Zusammenschaltung 

•  Regulierung von Internet Service 
Providern 

•  Preispolitik im Internet 

•  Marketing im Internet und Kon-
sumentenverhalten 

•  Elektronisches Geld und Finanz-
märkte 

Bei den Präsentationen handelte es 
sich vornehmlich um wissenschaftli-
che Arbeiten zu den Entwicklungen 

des Internets. Auswirkungen der zu-
nehmenden wirtschaftlichen Bedeu-
tung des Internet wurden mit Blick auf 
das Steueraufkommen, die Inflations-
rate sowie die Bedeutung multinatio-
naler Unternehmen untersucht. Die 
mit dem Internet einhergehenden 
Möglichkeiten der Informationsverar-
beitung lassen vermuten, dass die 
Existenz kleiner Unternehmen be-
günstigt wird. Empirische Analysen 
weisen jedoch darauf hin, dass auch 
multinationale Firmen davon in gro-
ßem Umfang profitieren werden. A 
priori sei daher keine allgemeingültige 
Aussage über die zukünftige Bedeu-
tung multinationaler Firmen möglich.  

Internet Telefonie 

Die Präsentationen zum Thema In-
ternet Telefonie zeigten, dass das 
Marktpotential für diese Technologie 
im Bereich der integrierten Anwen-
dungen liegt. Hierzu zählen Video-
Telefonie, Video-Konferenzen, Uni-
fied Messaging sowie in das World 
Wide Web integrierte Sprachapplika-
tionen. Eine empirische Untersu-
chung für den italienischen Markt 
zeigte, dass aufgrund der techni-
schen Anforderungen und auch der 
Nutzung von Computern als Endgerä-
te, große Diffusionshemmnisse be-
stehen. Eine Präsentation des WIK 

zum Thema Internet Telefonie fokus-
sierte auf die Angebotsseite des 
Marktes für Sprachübertragung. Es 
wurde gezeigt, dass die Anbieter von 
Internet Telefonie (Internet Telefonie 
Service Provider, ITSP) noch keine 
bedeutende Marktposition erlangen 
konnten. Die Marktbeobachtung zeigt, 
dass sich zahlreiche ITSPs auf die 
Übertragung im Backbonebereich 
konzentrieren und Transportdienste 
auch für die traditionellen Anbieter 
von Sprachtelefonie anbieten (siehe 
hierzu auch die Ausführungen in die-
ser Ausgabe des WIK Newsletter zum 
Diskussionsbeitrag Nr. 206: "Der 
Markt für Internet Telefonie – Rah-
menbedingungen, Unternehmensstra-
tegien und Marktentwicklung").  

Zum Themenbereich Infrastruktur 
Planung, Preispolitik und Zusammen-
schaltung wurden Arbeiten zur strate-
gischen Bedeutung der Teilnehmer-
anschlussleitung, Versteigerung von 
Übertragungskapazitäten sowie Al-
ternativen zu den bestehenden Pee-
ring- und Transit-Vereinbarungen als 
Basis für eine effiziente Ressourcen-
allokation, vorgestellt,. Vor dem Hin-
tergrund der anstehenden Versteige-
rung der UMTS-Frequenzen wurde 
von einem Vertreter von Ericsson ein 
komplexes Simulationsmodell vorge-
stellt, welches der Abschätzung der 
Nachfrage nach breitbandigen, mobi-
litätsunterstützenden Anwendungen 
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dient und von verschiedenen, im 
Bereich der dritten Mobilfunkgenera-
tion tätigen Unternehmen und Regu-
lierungsinstanzen genutzt wird.  

Fragen der Regulierung von Internet 
Service Providern (ISPs) wurden von 
Referenten aus Australien vorgetra-
gen. Die Tatsache, dass nach wie vor 
australische bzw. nicht US-amerika-
nische ISPs die Infrastruktur bereit-
stellen müssen, um sich an die gro-
ßen Austauschpunkte (Network Ac-
cess Points, NAPs) anzuschließen, 
gehe letztlich mit einer Subventionie-
rung der amerikanischen Internetnut-
zer einher. Um diese unfreiwillige 
Subventionierung zu vermeiden, müs-
se letztlich ein Regime installiert 
werden, das sicherstellt, dass sich die 
angeschlossenen Parteien nach Maß-
gabe ihrer Inanspruchnahme der 
Übertragungskapazität an deren Be-
reitstellungskosten beteiligen. 

Vorschlag eines dienste- 
orientierten Preisregimes für 
das Internet 

Ein innovativer Vorschlag zur 
Preispolitik für Internetdienste wurde 
von Adam Wolisz gemacht. Anstelle 
der zeit- oder volumenabhängigen 
Preise für Internetdienste, sollten 
Preise für diejenigen Produkte und 
Dienste von den Nachfragern verlangt 
werden, für die diese auch letztlich 
eine Zahlungsbereitschaft hätten. 
Zeit- oder volumenabhängige Preise 

volumenabhängige Preise hätten den 
Nachteil, dass der Preis für das ei-
gentliche Produkt bzw. die Dienstleis-
tung von der Qualität der Internetver-
bindung abhängt. Der Kunde selbst 
sei jedoch nur an der Qualität des 
Produktes interessiert. Deswegen 
sollte dieser unabhängig von Über-
tragungszeit oder Datenvolumen sein. 
Die Kosten, die für die Bereitstellung 
der Übertragungskapazität des Pro-
duktes oder Dienstes entstehen, soll-
ten dabei von den Produkt- bzw. 
Diensteanbieter getragen werden und 
damit im Produktpreis eingeschlossen 
sein. Letztlich müssen die Anbieter 
von Produkten und Diensten den 
Anbietern von Übertragungskapazität 
ein Entgelt in Abhängigkeit des Da-
tenvolumens zahlen. 

Eine empirische Analyse zum Such- 
und Kaufverhalten wurde von Michael 
R. Ward aus den USA (Illinois) vorge-
stellt. Untersucht wurde, ob Nachfra-
ger die gleichen Distributionskanäle 
sowohl bei der Suche als auch beim 
Kauf der Produkte nutzen und welche 
Auswirkungen die Onlinewerbung auf 
den traditionellen Ladenverkauf hat. 
Die Analyse zeigte, dass für zahlrei-
che Produkte ein Zusammenhang 
zwischen Werbe- und Verkaufskanal 
vorliegt, dass Kunden Vorlieben für 
bestimmte Distributionskanäle auf-
weisen, dies jedoch nicht für die In-
formationsbeschaffung gilt und dass 

letztlich die Werbung in einem Distri-
butionskanal sich Umsatzsteigernd 
auf andere Kanäle auswirken kann.  

eMoney findet noch immer 
keinen Zuspruch 

Die Perspektiven von elektronischem 
Geld wurden sowohl von Vertretern 
aus der Wissenschaft als auch von 
Zentralbanken positiver dargestellt als 
sich die gegenwärtige Situation am 
Markt darstellt. Die Möglichkeiten der 
Liquiditätsbeschaffung und –kontrolle 
seien Eigenschaften, die das elektro-
nische Geld in Zukunft attraktiver wer-
den lassen. Dennoch wird darauf hin-
gewiesen, dass der Einsatz von eMo-
ney stark transaktionsabhängig sei. 
Von einer institutionellen Perspektive 
aus betrachtet, ist bemerkenswert, 
dass Banken bisher eine eher unter-
geordnete Rolle in der Bereitstellung 
von eMoney spielen.  

Um die Ergebnisse des Workshops 
der Öffentlichkeit zur Verfügung zu 
stellen, wurden sowohl die Präsenta-
tionen bzw. die Artikel im Internet 
zum Download bereitgestellt. Diese 
finden sich auf der Homepage von 
Berlecon Research  
www.berlcon.de/iew3/programm.html. 

Gabriele Kulenkampff 

Nachrichten aus dem Institut 

Personalveränderungen 

Am 30. April 2000 hat Dr. Frank 
Schmidt, wissenschaftlicher Mitarbei-
ter und Leiter der Forschungsgruppe 
"Regulierung und Wettbewerb II" 
nach fast vierjähriger Tätigkeit das 
Institut verlassen, um eine neue Tä-
tigkeit im Raum Bonn aufzunehmen. 
Wir wünschen Herrn Dr. Schmidt viel 
Erfolg für seine neuen Aufgaben. 

Seit dem 1. Juni 2000 arbeitet Frau 
Astrid Höckels als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin in der Forschungsgrup-
pe "Marktstruktur und Unternehmens-
strategien". Frau Höckels studierte 
Volkswirtschaftslehre an der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster 
und war dort nach Abschluss ihres 
Studiums in der Zeit von 1996 bis 
2000 als wissenschaftliche Mitarbeite-

rin am Institut für Genossenschafts-
wesen tätig. Während dieser Zeit war 
Frau Höckels in der Lehre tätig und 
forschte im Bereich der Wettbewerbs-
theorie und -politik sowie der Theorie 
der Wirtschaftspolitik. Ihre For-
schungsarbeit ist dem "Human Re-
source Management" zuzuordnen 
und bestand in der Anfertigung ihrer 
Dissertation mit dem Titel "Möglich-
keiten zur Sicherung von Humankapi-
tal im Unternehmen – Eine Analyse 
aus institutionenökonomischer Sicht".  

Seit dem 1. Juni 2000 arbeitet Herr 
Martin Wörter als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Forschungsgruppe 
"Innovation und Kommunikation". 
Herr Wörter studierte Volkswirtschaft 
an der Leopold-Franzens-Universität 
in Innsbruck und war dort in der Zeit 
von 1997 - 2000 als wissenschaftli-

cher Assistent am Institut für Wirt-
schaftstheorie, -politik und –geschich-
te beschäftigt. Während dieser Zeit 
arbeitete er für 6 Monate am SPRU in 
Brighton (England) und für 5 Monate 
an den Österreichischen Akademien 
der Wissenschaften in Wien. Sein 
Forschungsgebiet während dieser 
Zeit bezog sich auf industrieökonomi-
sche und wettbewerbspolitische Fra-
gestellungen. Im Rahmen seiner Dis-
sertation beschäftigte er sich mit Ko-
operationsvereinbarungen (soge-
nannten symbiotischen Beziehungen) 
im Forschungs- und Entwicklungsbe-
reich der pharmazeutischen Industrie 
– aus wettbewerbspolitischer Sicht. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit der neuen Kollegin und 
dem neuen Kollegen in unserem 
Institut. 
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Veröffentlichungen des WIK 
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlußberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 20,- DM (Inland und europäisches Ausland) bzw. 35,- DM (außereuropäisches Ausland) 
bei uns bestellt werden.  

Zuletzt erschienen 

Nr. 203: Martin Distelkamp – Wettbewerbspotenziale der deutschen Kabel-TV-
Infrastruktur, Mai 2000 
Bei der Marktdurchdringung der Ka-
bel-TV-Infrastruktur nimmt Deutsch-
land mit einem Anteil von etwa 60% 
aller Haushalte, die an ein solches 
Netz angeschlossen sind, internatio-
nal eine Spitzenstellung ein. Im vor-
liegenden Diskussionsbeitrag wird 
das Wettbewerbspotenzial dieser In-
frastruktur auf den Märkten für Kom-
munikationsdienste und hier insbe-
sondere im Orts- und Anschlussbe-
reich analysiert.  

Die Umrüstung der Kabel-TV-
Infrastruktur ist in einer Vielzahl von 
Ländern, so zum Beispiel in den USA 
und den Niederlande, wesentlich wie-
ter fortgeschritten als in Deutschland. 
Als wesentliche Gründe für die im in-
ternationalen Vergleich verhaltene 
Entwicklung in Deutschland sind ins-
besondere zwei Argumente zu nen-
nen:  

1. Die gleichzeitige Eigentümer-
schaft der Kabel-TV-Netze und 
der klassischen Telekommunika-
tionsnetze auf Kupferkabelbasis 
durch die DTAG.  

2. Die strukturelle Separierung der 
Kabel-TV-Netze in die Netzebe-
nen 3 und 4, die durch politische 

Weichenstellungen in den 80er 
Jahren bedingt ist.  

Die technischen Möglichkeiten des 
Angebots von interaktiven Diensten 
(insbesondere schneller Zugang zum 
Internet und Festnetztelefonie) über 
die Kabel-TV-Infrastruktur sind sei-
tens der Systemhersteller und Kabel-
netzbetreiber sowohl international als 
auch in Deutschland in einer Vielzahl 
von Pilotprojekten und teilweise be-
reits auch im Regelbetrieb erfolgreich 
erprobt.  

Auch wenn die technische Realisier-
barkeit folglich als gesichert angese-
hen werden kann, sind die ökonomi-
schen Bedingungen einer Netzumrüs-
tungsentscheidung mit einer Reihe 
von Unsicherheitsfaktoren behaftet. 
Zu nennen sind hier insbesondere: 

•  die hohe Penetrationssensitivität 
der Kosten,  

•  die Konkurrenzsituation zu ande-
ren breitbandigen Anschlussalter-
nativen (z.B. ADSL, Powerline), 

•  die Notwendigkeit der Abstim-
mung der Interessen zwischen ei-
ner Vielzahl von Marktakteuren. 

Insbesondere die Kabelnetzbe-
treiber auf den verschiedenen 
Netzebenen, die Inhalteanbieter 
und die Wohnungswirtschaft wer-
den bestrebt sein an der zukünfti-
gen Wertschöpfung zu partizipie-
ren.  

Dennoch deutet insbesondere die 
von einer Vielzahl von Experten 
prognostizierte Nachfrageentwicklung 
beim Dienst Internetzugang darauf 
hin, dass es derzeit ein "window of 
opportunity” für diese technische 
Lösung gibt.  

Entscheidende Bedeutung für die 
zukünftige Entwicklung beim Angebot 
von Kommunikationsdiensten über 
die Kabel-TV-Infrastruktur in Deutsch-
land kommt darüber hinaus dem Fort-
gang der derzeit laufenden Verkaufs-
verhandlungen über die regionalisier-
ten Kabel-TV-Netze der DTAG zu. 
Nicht zuletzt werden auch die Erfah-
rungen derjenigen Kabelnetzbetrei-
ber, die derzeit erste Netzumrüstun-
gen vornehmen, das weitere Markt-
geschehen wesentlich beeinflussen.  

Nr. 204: Wolfgang Elsenbast, Hilke Smit – Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
der Marktöffnung auf dem deutschen Postmarkt (Mai 2000) 
Seit Beginn des Jahres 1998 ist durch 
das Postgesetz in Deutschland ein 
Rechtsrahmen geschaffen worden, 
der Marktzugangsmöglichkeiten für 
private Unternehmen erlaubt und ab 
2003 mit dem Auslaufen der Exklusiv-
lizenz für die Deutsche Post AG eine 
vollständige Marktöffnung der Post-
märkte vorsieht. Im Vergleich zu 
anderen EU-Ländern nimmt Deutsch-
land damit eine Vorreiterrolle ein. Vor 
diesem Hintergrund ist in Deutsch-
land eine politische Diskussion dar-
über zu erwarten, ob der im Postge-
setz vorgesehene Zeitplan für das 
Auslaufen der Exklusivlizenz beibe-
halten werden soll.  

Zielsetzung der Studie für das BMWi 
war es daher, zu untersuchen, welche 

Auswirkungen eine vollständige 
Marktöffnung in Deutschland auf die 
Volkswirtschaft hat. Die zukünftige 
Entwicklung des deutschen Marktes 
für Briefdienstleistungen bei unter-
schiedlichen regulatorischen Voraus-
setzungen wurde anhand von zwei 
alternativen Szenarien untersucht, um 
so das Möglichkeitsspektrum für die 
Entwicklung des Postmarktes aufzu-
zeigen. Der Fokus liegt dabei auf den 
Auswirkungen auf den Postsektor. 
Vor- und nachgelagerte Märkte wer-
den berücksichtigt. 

Vollständige Marktöffnung ab dem 
Jahr 2003: Durch die vollständige 
Marktöffnung eröffnet sich für private 
Anbieter von Postdienstleistungen ein 
größeres Marktpotential, so dass zu 

erwarten ist, dass sich die Marktantei-
le der privaten Lizenznehmer erhöhen 
werden. Die Deutsche Post AG ver-
fügt aufgrund der aktuell realisierten 
Größenvorteile sowie ihrer qualitati-
ven Reputation über einen ‚First mo-
ver advantage‘. Ihre Reaktion auf die 
Marktöffnung wird sich in einer Ver-
änderung ihrer Preis- und Qualitäts-
politik niederschlagen. Im Ergebnis ist 
anzunehmen, dass das Preisniveau 
sinken und die Preisstruktur sich 
verändern wird. Des weiteren wird die 
Angebotsvielfalt auf dem Markt für 
Briefdienstleistungen steigen. Hier-
durch werden die Wahlmöglichkeiten 
der Konsumenten erhöht und die 
bestehenden Bedürfnisse um-
fassender befriedigt. 
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Verlängerung der Exklusivlizenz: Die 
Fortschreibung der bisherigen rechtli-
chen Rahmenbedingungen für den 
Markteintritt in den Postmarkt bedeu-
tet, dass ein Großteil – (mindestens) 
zwei Drittel – des gesamten Brief-
marktes auch in naher Zukunft vom 
Wettbewerb ausgeschlossen werden. 
Es erscheint daher unwahrscheinlich, 
dass der Wettbewerb sich aus dem 
aktuellen Nischendasein heraus ent-
wickeln wird. Relevante Vorteile sind 

aufgrund des selektiven und volu-
menmäßig beschränkten Wett-
bewerbs nur für einzelne Geschäfts-
kunden zu erwarten. Auch ist nicht 
auszuschließen, dass die Deutsche 
Post AG ihre legale Monopolstellung 
im Exklusivbereich ausnutzen wird, 
um den weiteren Marktauftritt von 
Konkurrenten zu be- oder verhindern. 

Nur eine vollständige Marktöffnung 
führt durch den aktuellen und poten-

tiellen Wettbewerbsdruck zu preis-
günstigeren und leistungsfähigeren 
Kommunikations- und Logistiksyste-
men, die als Standortfaktor für 
Deutschland von erheblicher Bedeu-
tung sind. Als Fazit der Studie lässt 
sich daher festhalten, dass aufgrund 
der Vorteile der Marktöffnung aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht eine voll-
ständige Marktöffnung einer Verlän-
gerung der Exklusivlizenz vorzuzie-
hen ist. 

Nr. 205: Hilke Smit – Anwendung der GATS-Prinzipien auf den Postsektor und 
Auswirkungen auf die nationale Regulierung (Juni 2000) 
Das GATS Abkommen1 bildet einen 
integralen Bestandteil der Welthan-
delsorganisation (WTO). Die Zielset-
zung dieser Vereinbarung ist die 
schrittweise Herbeiführung einer pro-
gressiven Liberalisierung des Welt-
handels mit Dienstleistungen. Vor die-
sem Hintergrund soll im Rahmen des 
vorliegenden Beitrags untersucht wer-
den, welche Konsequenzen die An-
wendung dieser Prinzipien auf den 
Postsektor hat und wie die Prinzipien 
für die spezielle Situation des Post-
sektors ausgelegt werden können. 
Ferner wird analysiert, inwieweit das 
GATS-Abkommen eine Katalysator-
funktion hinsichtlich des Liberalisie-
rungsprozesses in den Ländern 
einnehmen kann. 

Bei der Analyse der Bedeutung dieser 
Regelungen für den Postsektor ste-
hen zunächst die allgemeinen Prinzi-
pien im Vordergrund. Diese bestehen 
aus dem Prinzip der Meistbegünsti-
gung, der Verpflichtung zur Transpa-
renz sowie allgemeinen Grundsätzen 
bezüglich innerstaatlicher Regulie-
rungen. Diese allgemeinen Prinzipien 
finden sofort mit Beitritt zur WTO in 
allen Dienstleistungssektoren Anwen-
dung und sind daher schon heute für 

den Postsektor verpflichtend. Die 
Bedeutung der allgemeinen Prinzi-
pien hinsichtlich des Liberalisierungs-
prozesses in den Mitgliedsstaaten 
beruht im Wesentlichen auf der 
Schaffung gemeinsamer Rahmenbe-
dingungen sowie einer Verhandlungs-
basis durch die verbindliche Festle-
gung gemeinsamer Grundregeln.  

Die eigentliche Marktöffnung wird 
durch die Länder erst durch die Ver-
handlung der spezifischen Verpflich-
tungen bezüglich des Marktzugangs 
und der Inländerbehandlung gewährt. 
Dabei ist es für den Erfolg der Ver-
handlungen von besonderer Bedeu-
tung, dass die Rahmenbedingungen 
für die Aufstellung der Verpflichtun-
gen an die Besonderheiten des Post-
sektors angepasst werden und zwi-
schen den Ländern ein Konsens hin-
sichtlich der Interpretation der Rah-
menbedingungen besteht. Im Vorder-
grund steht dabei die Entwicklung 
einer diskriminierungsfreien Klassifi-
kation sowie die Interpretation der 
vier Erbringungsweisen des GATS in 
Bezug auf den Postsektor. Diese bil-
den die notwendigen Voraussetzun-
gen für eindeutige Marktöffnungszu-
geständnisse der Länder.  

Die tatsächliche Ausgestaltung der 
Verpflichtungslisten hinsichtlich der 
Marktöffnung und der Inländerbe-
handlung wird von den Ländern im 
Verhandlungsprozess bestimmt. Da-
bei kann eine genaue Abbildung der 
Marktöffnungspräferenzen der Länder 
vorgenommen werden. Grundsätzlich 
besteht keine prinzipielle Verpflich-
tung zur Marktöffnung und Inländer-
behandlung. Die über das GATS er-
zielte Marktöffnung ist daher stark 
von der Dynamik der Verhandlungen 
abhängig. Der entscheidende Vorteil 
des GATS ist, dass das einmal aus-
gehandelte Verpflichtungsniveau ver-
bindlich festgeschrieben und ein in-
stitutionalisierter Rahmen für die Ver-
handlung geschaffen wird. Über frei-
willige Zusatzabkommen können von 
den Ländern weitere Regelungen ge-
troffen werden, die Rahmenbedingun-
gen für die Umsetzung der Verpflich-
tungen zu verbessern. 

                                                           
1 Allgemeines Abkommen über den Handel 

mit Dienstleistungen. 

Nr. 206: Gabriele Kulenkampff – Der Markt für Internet Telefonie – Rahmenbe-
dingungen, Unternehmensstrategien und Marktentwicklung (Juni 2000) 
Die zunehmende Verbreitung des 
Internet hat in den 90er Jahren zu der 
Anwendung des Internet Protokolls 
auf den Bereich der Sprachübertra-
gung geführt. Beobachtbar ist der 
Markteintritt zahlreicher neuer Anbie-
ter, die Sprachübertragung und 
Mehrwertdienste mit Hilfe der Inter-
nettechnologie vermarkten. In der 
vorliegenden Untersuchung werden 
die Strategien dieser neuen Anbieter 
analysiert sowie deren Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsverhältnisse, die 
Marktstruktur und -entwicklung unter-
sucht. 

Internet Telefonie Gespräche können 
zwischen zwei Computern, Computer 
und Telefon sowie zwischen zwei 
Telefonen als Endgeräte geführt wer-

den. Die Vorteile Internet Telefonie 
gegenüber dem PSTN liegen in der 
effizienten Ausnutzung der zur Verfü-
gung stehenden Bandbreite begrün-
det. Nachteilig ist jedoch, dass kein 
Quality of Service gewährleistet wer-
den kann. Eine Beseitigung dieser 
Qualitätsprobleme ist zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nur auf Basis pro-
prietärer Netze möglich. Diese wer-
den in der Regel nur von Anbietern 
bereitgestellt, bei denen ein Telefon 
als Endgerät einbezogen wird (Inter-
net Telephony Service Provider, 
ITSP). Als treibende Kräfte für die 
Verbreitung der Internet Telefonie 
wurden im wesentlichen Kosten- und 
Differenzierungsvorteile identifiziert. 
Die Kostenvorteile gegenüber dem 

PSTN resultieren dabei einerseits aus 
der Umgehung der regulatorisch 
bedingten Accounting Rates, ande-
rerseits aus der effizienteren Ausnut-
zung von Bandbreite. Differenzie-
rungsvorteile der Internet Telefonie 
sind auf die Integrationsfähigkeit von 
VoIP Diensten zurückzuführen, die 
Anwendungen wie Unified Messaging 
oder Surf & Call ermöglicht. Auf Basis 
der Wertschöpfungskette werden die 
folgenden fünf Anbietertypen identifi-
ziert: Software- und Equipmenther-
steller, ISPs, ITSPs, Telefongesell-
schaften sowie Exchange Carrier. 
Diese werden anhand der Dimensio-
nen Produktportfolio, vertikalem Inte-
grationsgrad, Kundenfokus, regiona-
lem Fokus sowie Preisstrategie cha-
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rakterisiert. Um Aussagen über 
Marktstruktur und -entwicklung ma-
chen zu können, werden die relevan-
ten Märkte abgegrenzt. Dabei wird 
festgestellt, dass die Präsenz der 
neuen Anbieter als eine Form der An-
gebotssubstitution auf nicht vollstän-
dig wettbewerblichen Telekommuni-
kationsmärkten interpretiert werden 
kann. Mit der Überprüfung der Er-
folgsaussichten der Anbieter von In-
ternet Telefonie auf Basis ressour-
cenbasierter Wettbewerbsvorteile 
wird gezeigt, dass die identifizierten 

treibenden Faktoren der Internet Te-
lefonie den neuen Anbietern keine 
hinreichenden Kosten- und Differen-
zierungsvorteile für eine starke Markt-
positionierung oder gar Verdrängung 
der etablierten Anbieter gewährleisten 
konnten. Die Analyse des deutschen 
Marktes bestätigt dies. 

Die Konfrontation der bisherigen 
Marktentwicklung mit den bei der Ein-
führung der Internet Telefonie ge-
tätigten Prognosen über Marktpoten-
tiale ist nochmals Ausdruck einer 

noch nicht vollständigen Ausreifung 
der VoIP Technologie. Da sich das IP 
jedoch bereits als universelles Über-
tragungsprotokoll durchgesetzt hat, 
bleibt lediglich offen, zu welchem 
Zeitpunkt VoIP eine wesentliche 
Bedeutung auf den Telekommunikati-
onsmärkten einnimmt. Der treibende 
Faktor dafür wird in erster Linie die 
Integrationsfähigkeit der Dienste über 
IP sein. Erst langfristig werden auch 
Kostenvorteile durchschlagen. 

Daten und Fakten 

Europäische Nachfrage nach Mobilfunktechnik 
beflügelt die deutschen TK-Exporte 

Zwei Jahre nach der endgültigen 
Liberalisierung des deutschen Tele-
kommunikationsmarktes zeigt dieser 
eine gesunde Wachstumsdynamik. 
Der Telekommunikationsmarkt insge-
samt erreichte 1999 ein Volumen von 
107,2 Mrd. DM, was einem Zuwachs 
von 2% gegenüber dem Vorjahr ent-
spricht. Das dominierende Marktseg-
ment sind dabei die Telekommunika-
tionsdienste, die um 1% auf 87,8 Mrd. 
DM zugenommen haben (siehe Ab-
bildung 1). Dabei verlief die Entwick-
lung in den einzelnen Dienste-Seg-
menten sehr unterschiedlich. Wäh-
rend der Markt für Mobilfunkdienste 
um 13% auf 21,9 Mrd. DM zunahm, 
reduzierte sich das Marktvolumen für 
den Sprachtelefondienst im Festnetz 
um 12% auf 40,5 Mrd. DM. Im Fest-
netzbereich konnte damit auch ein 
starkes Mengenwachstum, den Effekt 
der sinkenden Preise nicht kompen-
sieren. Die Zahl der Verbindungsmi-
nuten hat 1999 um 14% auf 224. Mrd. 
zugenommen, Bei den Verbindungs-
minuten gewinnt der Einwahlverkehr 
zum Internet und zu Online-Diensten 
zunehmend an Bedeutung. Der 
Grund für das insgesamt doch gerin-
ge Volumen-Wachstum des gesam-
ten Dienstemarktes sind die stark 
gesunkenen Preise für Telefondienst-
leistungen. Im Bereich der Fernge-
spräche sind die Preise im vergange-
nen Jahr um 15% gesunken und 
auch im Mobilfunk fand eine Preisre-
duktion um fast 9% statt. 

Markt für Telekommunika- 
tionstechnik wieder auf 
Wachstumskurs 
Der Markt für Telekommunikations-
technik hingegen hat auch volumen-
mäßig stark zugelegt. Er erreichte 

1999 ein Volumen von 19,4 Mrd. DM, 
was einer Steigerung von 5% gegen-
über dem Vorjahr entspricht. Diese 
Entwicklung ist dabei insbesondere 
auf das Marktsegment der Privaten 
Netze zurückzuführen. Dieses wuchs 
um 9% und erreichte ein Volumen 
von 7,2 Mrd. DM. Durch diese Ent-
wicklung sieht der Bundesverband 
Informationswirtschaft, Kommunikati-
on und neue Medien (BITKOM) die 
Schwäche im Markt für Telekommu-
nikationstechnik der Jahre 1997 und  
 

1998 nach dem Aufbau der Telekom-
munikationsinfrastruktur in den neuen 
Bundesländern und der vorgezoge-
nen Netzdigitalisierung der Deut-
schen Telekom als überwunden an. 
Der Verband rechnet für das Jahr 
2000 mit einem etwas höheren 
Wachstum von knapp 8%. 

Produktion Mobilfunktechnik 
stark angestiegen 
Zwei Jahre nach der endgültigen 
Liberalisierung des deutschen Tele-

Abbildung 1: Volumen des Deutschen Telekommunikations- 
marktes 1999 

Volumen 1999: 107,2 Mrd. DM
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Quelle: Regulierungsbehörde für Telekommunikation  
und Post (RegTP); Bundesverband Informations- 
wirtschaft, Kommunikation und neue Medien (BITKOM) 
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kommunikationsmarktes zeigt dieser 
eine gesunde Wachstumsdynamik. 
Der Telekommunikationsmarkt insge-
samt erreichte 1999 ein Volumen von 
107,2 Mrd. DM, was einem Zuwachs 
von 2% gegenüber dem Vorjahr ent-
spricht. Das dominierende Marktseg-
ment sind dabei die Telekommunika-
tionsdienste, die um 1% auf 87,8 Mrd. 
DM zugenommen haben (siehe Ab-
bildung 1). Dabei verlief die Entwick-
lung in den einzelnen Dienste-Seg-
menten sehr unterschiedlich. Wäh-
rend der Markt für Mobilfunkdienste 
um 13% auf 21,9 Mrd. DM zunahm, 
reduzierte sich das Marktvolumen für 
den Sprachtelefondienst im Festnetz 
um 12% auf 40,5 Mrd. DM. Im Fest-
netzbereich konnte damit auch ein 

starkes Mengenwachstum, den Effekt 
der sinkenden Preise nicht kompen-
sieren. Die Zahl der Verbindungsmi-
nuten hat 1999 um 14% auf 224. Mrd. 
zugenommen, Bei den Verbindungs-
minuten gewinnt der Einwahlverkehr 
zum Internet und zu Online-Diensten 
zunehmend an Bedeutung. Der 
Grund für das insgesamt doch gerin-
ge Volumen-Wachstum des gesam-
ten Dienstemarktes sind die stark ge-
sunkenen Preise für Telefondienst-
leistungen. Im Bereich der Fernge-
spräche sind die Preise im vergange-
nen Jahr um 15% gesunken und 
auch im Mobilfunk fand eine Preisre-
duktion um fast 9% statt. 

Die Produktion von Telekommunikati-
onstechnik ist in Deutschland im 
vergangenen Jahr stark angestiegen. 
Insgesamt wurde Telekommunikati-

onstechnik im Wert von 23,6 Mrd. DM 
produziert, dies entspricht einer Stei-
gerung von 16% gegenüber dem 
Vorjahr. Dabei entfielen 46% bzw. 
10,9 Mrd. DM der Produktion auf den 
Bereich der leitergebundenen Tele-
kommunikationstechnik (TK-Technik). 
Hierzu zählen insbesondere die Pro-
duktsegmente Endgeräte, Vermitt-
lungstechnik und Übertragungstech-
nik. Dem Bereich der nichtleiterge-
bundenen TK-Technik (Mobilfunk-
technik) sind 45% bzw. 10,7 Mrd. DM 
zuzurechnen und die restlichen 1,9 
Mrd. DM entfallen auf den Bereich 
Kabel und Leitungen. Die Produktion 
im Bereich der leitergebundenen TK-
Technik ist im Vergleich zum Vorjahr 
fast konstant geblieben. In den ein-

zelnen Teilsegmenten kam es hinge-
gen zu größeren Schwankungen. So 
wurde ein starker Rückgang im Seg-
ment der Endgeräte (-25%) durch 
eine Ausweitung der Produktion von 
Vermittlungstechnik (+15%) mehr als 
ausgeglichen. Ebenfalls kräftig aus-
geweitet hat sich die Produktion im 
Bereich der nichtleitergebundenen 
TK-Technik. Zurückzuführen ist dies 
auf die überproportional starke Zu-
nahme bei der Produktion von "Sen-
degeräten mit eingebautem Emp-
fangsteil" (u.a. Mobilfunktelefone). 
Diese stiegt um 42% und erreichte 
eine Volumen von 10,1 Mrd. DM. 

Export in die EU haben zu-
genommen 
Die Exporte von Telekommunikati-
onstechnik sind im vergangenen Jahr 
stark angestiegen und erzielten nach 
dem Rückgang im Jahr 1998 eine 
neue Rekordmarke. Die Exporte 
erreichten ein Volumen von 18,8 Mrd. 
DM, was einer Zunahme um 4 Mrd. 
DM bzw. 27% gegenüber dem Vor-
jahr entspricht. Die Exportquote ist 
weiter leicht angestiegen und belief 
sich auf 79%. Dies ist ein deutliches 
Zeichen dafür, wie abhängig die 
deutschen Hersteller von Telekom-
munikationstechnik von der Auslands-
nachfrage sind. Die regionale Be-
trachtung zeigt, dass die Exportstei-
gerungen zu zwei Drittel auf die 
Nachfrage aus den EU-Ländern zu-
rückzuführen ist. Die Exporte in diese 
Länder stiegen um 41% auf 10,7 Mrd. 
DM. Wie Abbildung 2 zeigt, flossen 
57% der deutschen Telekommunika-
tionsgeräte-Exporte in diese Länder. 
Überproportional stark legten dabei 
die Ausfuhren nach Irland, Österreich, 
Spanien und die Niederlande zu. Mit 
einem Plus von über 40% legten auch 
die Exporte in die USA deutlich zu, 
während die Ausfuhren nach Asien 
nur leicht angestiegen sind und wei-
terhin deutlich unter dem Volumen 
von 1997 liegen. Die Folgen der A-
sienkrise scheinen jedoch langsam 
abzuklingen, denn die Exporte nach 
Singapur, Taiwan und Indonesien 
haben wieder deutlich zugelegt nach-
dem sie 1997 um bis zu 90% einge-
brochenen waren. Erstmals seit fünf 
Jahren waren dagegen die Ausfuhren 
nach China rückläufig. Sie sanken um 
10% und erreichten nur noch ein 
Volumen von 0,8 Mrd. DM. 

Die sektorale Struktur der Exporte hat 
sich in den vergangenen Jahren 
deutlich geändert. Bis Mitte der 90er-
Jahre dominierte eindeutig der Be-
reich der leitergebundenen TK-Tech-
nik die Exporte, in den vergangenen 
vier Jahren sind jedoch die Ausfuhren 
von Mobilfunktechnik stark angestie-
gen, so dass 1999 56% der Exporte 
auf diesen Bereich entfielen. Auffällig 
ist dabei, dass die Exporte in die EU-
Länder eindeutig von Produkten der 
nichtleitergebundenen TK-Technik 
dominiert werden. Der Anteil lag im 
vergangenen Jahr bei 73%. Im Ge-
gensatz dazu zählt der Großteil der 
Ausfuhren in die anderen Ländern 
zum Bereich der Leitergebundenen 
TK-Technik. Hierbei stehen jedoch 
nicht mehr wie in früheren Zeiten, die 
Segmente Vermittlungstechnik und 
Übertragungstechnik im Vordergrund, 
sondern der Schwerpunkt der Export 
liegt bei Bauelementen und Teilen für 
die verschiedensten Endprodukte. 

Abbildung 2: Regionale Struktur der deutschen Exporte von  
Telekommunikationstechnik 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Außenhandel nach Waren  
und Ländern (vorläufige Ergebnisse 1999);  
Eigene Berechnungen 
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USA bedeutendster Liefe-
rant für TK-Technik 
Auch der Import von Telekommunika-
tionstechnik hat im vergangenen Jahr 
stark zugenommen. Er erreichte ein 
Volumen von 11,0 Mrd. DM, was 
einer Zunahme von 28% entspricht. 
Überproportional stark haben dabei 
die Einfuhren von Mobilfunktechnik 
zugelegt, diese stiegen um 51% und 
erreichten ein Volumen von 4,5 Mrd. 
DM. Die Einfuhren im Bereich der 
leitergebundenen TK-Technik legten 
hingegen lediglich um 17% zu, was 
einem Importanstieg auf 6,0 Mrd. DM 
entspricht. Insbesondere die Importe 
der Segmente Übertragungstechnik 
und Bauelemente/Teile stiegen über-
proportional stark an. 

Bei der regionalen Betrachtung zeigt 
sich, dass 1999 deutlich weniger TK-
Technik aus den Ländern der EU 
eingeführt wurde. Kamen 1998 noch 
60% der Einfuhren aus den EU-
Ländern, so waren es 1999 lediglich 
noch 50%. Die bedeutendsten Liefe-
ranten sind dabei Großbritannien, 
Frankreich und Schweden (siehe 
Tabelle1). Bemerkenswert ist hierbei, 
dass sich die Einfuhren aus Großbri-
tannien im vergangenen Jahr ver-
doppelt haben. Dieser Zuwachs ist 
dabei ausschließlich auf den Bereich 
der Mobilfunktechnik zurückzuführen. 
Aus Schweden kommen, wie schon in 
den vergangenen Jahren vorwiegend 
Produkte der Mobilkommunikation, 
während der Schwerpunkt der Impor-
te aus Frankreich im Bereich der 
Festnetztechnik liegen. Weitere wich-
tige Lieferanten für den deutschen 
TK-Markt sind die USA und die asiati-
schen Länder China, Süd Korea, 
Japan und Singapur. Die USA ist 
dabei der bedeutenste Lieferant für 
Festnetztechnik. Bei den Einfuhren 
aus den USA handelt es sich dabei in 
erster Linie um Übertragungs- und 
Datenkommunikationstechnik. Aus 
China, Süd-Korea und Singapur hin-
gegen werden zum größten Teil Pro-
dukte aus dem Mobilfunkbereich 
importiert, während aus Japan wei-
terhin verstärkt Faxgeräte geliefert 
werden. 

Handelsbilanzüberschuss 
wieder ausgebaut 
Der Handelsbilanzüberschuss für 
Telekommunikationstechnik ist 1999 
wieder deutlich angestiegen. Er be-
trug 7,8 Mrd. DM, was einem Anstieg 
von 24% entspricht. Zurückzuführen 
ist der Anstieg dabei auf den Handel 
mit den europäischen Ländern. Hier-
bei wurde ein Überschuss von 8,2 
Mrd. DM erwirtschaftet, dies ent-
spricht einer Steigerung von 3,3 Mrd. 
gegenüber dem Vorjahr. Insbesonde-
re mit Finnland, Spanien und Öster-
reich wurden hohe Überschüsse 
generiert. Wie schon in den Vorjahren 
war der Handel mit Schweden defizi-
tär. Das Defizit, das insbesondere 
durch die Importe im Mobilfunkbe-
reich entstanden ist, hat sich jedoch 
deutlich verringert. Angestiegen sind 
hingegen die Defizite im Warenaus-
tausch mit den USA und Japan, e-
benso hat sich der bisher hohe Über-
schuss mit China in ein leichtes Defi-
zit gewandelt. Insgesamt hat sich der 
Handel mit Asien, nach starken Über-
schüssen in den vergangenen Jahren 
in ein Defizit umgewandelt. Der 
Grund hierfür sind die stark angestie-
genen Importe aus China, Süd-Korea 
und Singapur, denen nur leichte Zu-
wächse bei der Exporten in diese 
Region entgegen stehen. 

Fazit 
Der deutsche Telekommunikations-
markt ist im vergangenen Jahr um 2% 
gewachsen und dies insbesondere 
durch die starke Zunahme bei der 
Telekommunikationstechnik. Gerade 
die Nachfrage im Bereich der Priva-
ten Netze hat hier deutlich zugelegt. 
Das dominierende Marktsegment der 
Telekommunikationsdienste, die 
Sprachtelefonie im Festnetz, hinge-
gen konnte im Gegensatz zu den 
vorhergehenden Jahren nur leicht zu-
legen. Durch den starken Wettbewerb 
im Dienstebereich sind die Preise für 
Telefondienstleistungen stark gesun-
ken. Dies hat dazu geführt, dass 
gerade im Festnetzbereich das hohe 
Mengenwachstum die negativen 
Preiseffekte nicht kompensieren 
konnte. 

Der Außenhandel mit TK-Technik hat 
1999 stark zugenommen, dabei sind 
die Ex- und Importe in gleichem Ma-
ße gestiegen. Deutlich zugelegt hat 
auch der Handelsbilanzüberschuss, 
wobei der Anstieg fast ausschließlich 
auf den Warenaustausch mit den 
europäischen Ländern zurückzufüh-
ren ist. Die Exporte wurden dabei 
insbesondere durch die starke euro-
päische Nachfrage nach Mobilfunk-
technik gesteigert. 

Rolf Schwab 

Tabelle 1: Importrangliste für Telekommunikationstechnik 

 1998 1999 
Rang Lieferland Wert Wert Anteil 

1 USA 1.683.337 2.011.789 18% 
2 Großbritannien 990.522 1.998.516 18% 
3 China 301.731 860.534 8% 
4 Frankreich 896.998 754.798 7% 
5 Süd Korea 211.252 602.780 5% 
6 Schweden 894.832 488.449 4% 
7 Japan 387.828 480.153 4% 
8 Singapur 130.644 404.621 4% 
9 Schweiz 342.843 329.345 3% 

10 Irland 244.196 322.464 3% 
  Sonstige 2.480.817 2.774.551 25% 
Importe gesamt  8.565.000 11.028.000 100% 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Außenhandel nach Waren und Ländern (vorläufige 
Ergebnisse 1999); Eigene Berechnungen  
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Diskussionsbeiträge 
Nr. 191: Alfons Keuter: Beschäftigungseffekte neuer TK-

Infrastrukturen und -Dienste (Januar 1999) 

Nr. 192: Wolfgang Elsenbast: Produktivitätserfassung in 
der Price-Cap-Regulierung - Perspektiven für 
die Preisregulierung der Deutschen Post AG 
(März 1999) 

Nr. 193: Alfons Keuter, Lorenz Nett, Werner Neu, Cara 
Schwarz-Schilling, Ulrich Stumpf: Ergebnisse 
und Perspektiven der Telekommunikationslibe-
ralisierung in ausgewählten Ländern (April 
1999) 

Nr. 194: Ludwig Gramlich: Gesetzliche Exklusivlizenz, 
Universaldienstpflichten und "höherwertige" 
Dienstleistungen im PostG 1997 (September 
1999) 

Nr. 195: Hasan Alkas: Rabattstrategien marktbeherr-
schender Unternehmen im Telekommunikati-
onsbereich (Oktober 1999) 

Nr. 196: Martin Distelkamp: Möglichkeiten des Wettbe-
werbs im Orts- und Anschlussbereich des Tele-
kommunikationsnetzes (Oktober 1999) 

Nr. 197: Ulrich Stumpf, Cara Schwarz-Schilling unter 
Mitarbeit von Wolfgang Kiesewetter: Wettbe-
werb auf Telekommunikationsmärkten (No-
vember 1999) 

Nr. 198: Peter Stamm, Franz Büllingen: Das Internet als 
Treiber konvergenter Entwicklungen- Relevanz 
und Perspektiven für die strategische Positio-
nierung der TIME-Player (Dezember 1999) 

 Nr. 199: Cara Schwarz-Schilling, Ulrich Stumpf: Netz-
betreiberportabilität im Mobilfunkmarkt – Aus-
wirkungen auf Wettbewerb und Verbraucherin-
teressen (Dezember 1999) 

Nr. 200: Monika Plum, Cara Schwarz-Schilling – Markt-
abgrenzung im Telekommunikations- und Post-
sektor (Februar 2000)  

Nr. 201: Peter Stamm – Entwicklungsstand und Per-
spektiven von Powerline Communication (Feb-
ruar 2000) 

Nr. 202: Martin Distelkamp, Dieter Elixmann, Christian 
Lutz, Bernd Meyer, Ulrike Schimmel – Beschäf-
tigungswirkungen der Liberalisierung im Tele-
kommunikationssektor in der Bundesrepublik 
Deutschland (März 2000) 

Nr. 203: Martin Distelkamp – Wettbewerbspotenziale 
der deutschen Kabel-TV-Infrastruktur (Mai 
2000) 

Nr. 204: Wolfgang Elsenbast, Hilke Smit – Gesamtwirt-
schaftliche Auswirkungen der Marktöffnung auf 
dem deutschen Postmarkt (Mai 2000) 

Nr. 205: Hilke Smit – Anwendung der GATS-Prinzipien 
auf den Postsektor und Auswirkungen auf die 
nationale Regulierung (Juni 2000) 

Nr. 206: Gabriele Kulenkampff – Der Markt für Internet 
Telefonie – Rahmenbedingungen, Unterneh-
mensstrategien und Marktentwicklung (Juni 
2000) 
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